Handel und Gewerbe 


heint 


Barhrichtenblatt des 


Anzeigen-Annahme = KOSMOS. Sp zo oT] Sp. 2 0. 0 


Bezugs-Preis: Verbandes für Handel und Gewerhe, e. V. A ne nam m. RR 
1.00 zi. monatlich, für das Ausland Poznań, ulica Skośna No. 8 (Evgl. Vereinshaus) Bei Wiederholangen entspr. Rabatt. 
3.00 Rm, vierteljahrlich Annahmeschluß: am 12. und 27, jeden Monats, 


Poznań, 


Fernrul No. 1536. 


mittags 12 Uhr, 


den Dezember 1926 | 15 


Konsumfinanzierung. 


Ein Problem. das bei uns in Polen noch kaum dem Namen 
nach bekannt ist, bewegt in anderen enropaischen Staaten. 
darunter besonders in Deuischlaud. die Gemüter des Handels 
und der Volkswirtschaft auf das heftigste. Freunde und Geg- 
ner dieser neuen Einrichtung liegen in heftiger Fehde mit ein 
ander un. das Fir und Wider filh seitenlang die Spalten der 
Tages- und Fachzeitschriften. Unter dem schonen deutschen 
Wort „‚Kansumfinanzierung" faßt man in weiterem Sinne die 
Hebung und erleichterte Beschaffung des allgemeinen Be- 
Jdarfes. im engeren Sinne die Bereitstelhing von Geldmitteln 
für einen großeren Ausbau des Ahzahlungsgeschaftes zusam- 
men, Vor dem Kriege hat das Abzahlungsgeschuft in einem 
schlechten Ruf gestanden. In den europaischen Landern 
herrschte eine ausgesprochene Abneigung gegen iden Kredit 
verkauf im Kleingeschaft: Trotzdem hat das Abzahlung, 
geschaft in den damals ühlichen Formen einen nicht unb: 
trachtlichen Umfang gehabt. Die damaligen Ahzahlung« 
geschäfte hatten aber mit einem außerordentlich großen Aus- 
fall zu rechnen und mußten infolgedessen große Risiko- 
pramien, etwa 20%. zu den Verkaufspreisen zuschlagen. 
Aber sohon damals waren die Anfange einer neuartigen Ab- 
zahlungsbewegung. die van Amerika herüherkam. zu spüren. 
Ursprünglich ausgesprochene Gegner der Abzahlung haleu 
diesen Weg heschritten. 

In großerem Umfange ist das Abzahlungsgesehalt ersi 
nach dem Kriege in Amerika nach der Krisis von 1921 ent- 
standen. Dort waren die Bedingungen besonders günstii 
Steigendes Einkommen, Optimismus beziglich der zukünt- 
en Einkommensentwickhing, gut entwickeltes Aus- 
kunftwesen. Bereitwilligkeil der Banken. das Abzahlungs- 
geschaft zu finanzieren. Vach einer neuerdings durchgeführten 
Untersuchung betragt der Abzahlungsumsatz im Amerika 
6 Milliarden Dollar jahrlich bei einem Gesamtumsatz 1n 
Kleinhandel von etwa 36 Milliarden. Da die Anzahlung im 
allgemeinen etwa 20°, betragt. ergibt sieh daraus ein Konsum- 
finanzierungskredit von 41, Milliarden Dollar jahrlich. Ein 
neuerdings erätattetes Gutachten der amerikanischen Bankier- 
vereinigung außert sich günstig üher die Konsumfinanzierung 
in Amerika. weil das Abzahlungsgeschaft sich in den letzten 
zwei Jahren nur um 7°, vergroßert hat, daher hinter der Ein- 
kommenssteigerung zurückgehlieben ist. Die Entwicklung in 
Amerika war die, daß der Umfang der Abzahlungsgeschafte 
erst steil austieg, nm dann einer langsam anfsteigenden Be- 
wegung Platz zu machen. 

Der jetzt von Amerika anempfohlene Konsumkredit 
stellt das Abzahlungsgeschaft auf eine neue Grundlage und 
bringt es in ein System. um ihm eine weitere Ausbreitung zu 
geben und größere Geschaftshauser zu seiner Ühernahme zu 
veranlassen. Sogar ganze Geschaftsverbande in Deutschland 
befassen sich heuteemit dem Plan der Absatzfinanzierung 
nach umerikanischem Vorbild. Ein Berliner Gelllinstitut hat 
mit dem Verband der Berliner Spezialgeschafte ein Abkommen 
getroffen, wonach die Kunden der Verbandsmitgheder ihren 
für burgerliche Haushalte in Betracht kommenden Bedarf 


obne Anzahlung auf einen Kreditbrief hin deeken kounen, 
der von diesem Institute ausgestelll wird. Die Hochstgrenze 
des Kredits ist vorlaufig auf dreitausend Mark fesigeseizt, 
und soll in erster Linie Beamten und Angestellten gewahrt 
werden. Man will bei der Krediterteilung eine Iuhe von zwei 
Monatsgehultern zugrunde legen. Hierfür fordert man 79, 
der Kreditsumme, die dem Kreditnehmer von varuherein 
vom Betrage abgezogen werden. Die Rückzahlung hat in 
über ein Jahr verteilten Monatsraten zu erfolgen. Da Kredite 
an Ankaufe von Lebensmitteln. Schmucksachen und Auto- 
mobilen ausgeschlossen sind, handelt es sich -— soweit nicht 
Textilien in Betracht kommen -— um die Deckung des nieht 
gerade unbedingt notwendigen Lebenshedarfes. 

Diese Geschaftsmeihode bietet insofern elmas neues, 
als die Kauflente von ihren Kunden sati Barzahlung Schecks 
erhalten. die von der Zentralbank gegen ein gewisses Entgeld 
eingelost werden. Den Kredit selbst gewahrt also (las Finanz- 
institut. dem die Kunden die »pateren Ratenyahlungen zu 
leisten haben. Die Folgen für die Geschafisleute iu dem Falle. 
daß die Ratenzahlungen nicht eingehen. beruhen mithin aut 
der Haftpflicht aus dem Scheck. der sie als Girunten unter- 
stehen. Es gehietet sich für sie deshalb. anch weiterhin in der 
An-wahl der kreditsuchenden Kunden vorsichtig zu sein. 
da das Kreditinstitut selber kanım in der Lage sein dürfte. im 
großen und ganzen über die Kreditwürdigkeit der Kunden 
mehr zu erfahren als ihr Anstellungsverhultnis und die Hohe 
ihres Gehaltes. Ob es dem Geschaftsmann gelingt. seinen 
Kreis dadurch zu erweitern. daß ihm das Kreditinstitut eine 
neue Kundenschicht zuführt. muß algewartet werden. Immer- 
hin vermeidet er durch diese Art der Kreditgewäbrung eine 
allzugroße Anspannung seines Kapitals und heilt somit mit 
seinen Mitteln flüssige 

Von den Volkswirtschaftlern. die for die neue Rin- 
richtung eintreten. wird in der Hauptsache aaf die Ent- 
wicklung des Absatzgeschäftes in den jüngsten Jahren in 
Amerika hingewiesen. Man heiont, das jetzige System sei 
ein gewaltiger Fortschritt gegen die bisherigen Abzahluugs- 
geschafte, die sch mit dem Eigentumsvorbehalt sieherten 
und entweder schlechtere Ware lieferten uder hahere Preise 
nahmen. Dann wird aufgeführt. daß vor dem Kriege im 
Mittelstand Vermögen vorhanden waren. die cs yestattelen. 
auch großere Anschaffungsgegenstände durch Barkauf zu 
erwerben. während jetzt nach der Inflation diese Vermögen 
restlos verschwunden seien. Da aber die Mittelstands- 
einkammen sich schneller wieder herstellten als die 
Whttelstandsvermögen. ergebe sich hieraus eine großere 
Neigung zu Anschaffungen auf Abzahlung. 

Die Einwande. diegegen das neue System des Kaulens 
aul Kredit gemacht werden. sind zahlreicher und ernster. 
Zunachst werden die Waren, die in Europa und besonders 
in Dentschland auf Abschlag gewunscht werden, Mobel und 
Kleider. in Amerıka nicht anf Ahzahlung verkauft, Die Ge- 
fahr. daß beim Abzahlnngskaul für weriere Schirhten nicht 
die Notwendigkeit des Kaufes. sondern die schein- 
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bare Bequemlichkeit der Abzahlung entscheidet. ist 
nicht zu unterschatzen. Zweifellos wird auf diesem Wege 
der Konsum nicht gehoben. sondem nur vorweg- 
genommen., nnd zwar unter schr starker Verteuerung. 
Die Kaufkraft wird also vermindert. Er schiebt sich hier 
zwäschen (lem Kaufmann und dem Kaufer ein neues Zwischen- 
għed ein. den Preis außerordentlich heraufseizt. Wenn 
ameh die Abgabe von Lebensmitteln und sonstigen Artikeln 
der taglichen Bedarfes auf Abzahlung ausgeschlossen sein 
soll. en ist dach nicht zu verkennen, daß weite Schichten ge- 
rade der Minderbemittelten wegen der erleichterten An- 
schaltungsmoglichkeit einer dauernden starken \ersel 
entgegengehen. Wenn die Freunde des neuen à} 
wieder auf Amerika hinweisen. so halten ihnen die Gegner 
vor. was Henry Ford zum System des Schuldenmachens 
sagt: „Die Kunden zum Kauf drangen. sie durch Üher- 
redung veranlassen. etwas zu kaufen, was sie nicht leisten 
konnen. ist gefahrlich. Besondere gefährlich. wenn diese 
Methode Hand in Hand mit den heute üblichen Ratenge- 
schaften geht. die sich jetzt auf fast alle Gebiete erstrecken 
und einen graßen Teil der Bevolkerung in schwere Schulden 
sturzen. sa daß ihr Leben schließlich nur noch darin besteht. 
sich glücklich von emer Ratenzahlung zur anderen durch- 
zuschlagen.“ 

Er scheinen also die gegen die Konsumfinanzierung er- 
hobenen Bedenken bei weitem zu überwiegen. Daher warnen 
in Berlin einzelne Warenhanuser und sehr angesehene Spezial- 
geschafte vor dem Kauf auf Kredit und Abzahlung eindring- 
lich. Wir in Polen haben wohl noch recht lange Zeit, che 
die Notwendigkeit an uns herantritt. dieses Problem ein- 
gehend] zu durchdenken. Die allgemeine Geld- und Kredit- 
not, deren Behebung ın absehbarer Zeit nicht zu erwarten 
ist, dürfte die Bereitstellung von Kapitalien zur Finanzierung 
eines großangelegten Abzahlungsgeschuftes in unbestimmte 
lernen verschieben. Aber auch wenn diese Bereitstellung 
moglich sein sollte, ist ‚gerade der Stand. mit dem man in 
Denischland vorzugsweise das Abzahlungsgeschuft betreiben 
will. namlich die Beamten und Pestbesoldeten. bei uns mit 
seinem Einkommen so schlecht gestellt, daß er -Muhe hat. 
den dringendsten täglichen Bedarf zu beschaffen ohne i 
Schulden zu geraten: für «den Kleinkaufmann und Hand- 
werker eine ernste Mahnung zur doppelten Vorsicht. Und 
wer tragt die Verluste bei weiterer Entwertung des Zloty? 


Gesetzgebung und Verwaltung, f 


Titelübersetzungen. 


Die Bemarkung „(uberselzt Nr. .. .)“ bedeufel, daß das beirellende Geseiz in 
der Zeitschrift der deutschen Seim- und Senatsabgeoräneten für Pasen md Pommerellen 
‚Polnische Gesotze und Verordnungen in deutscher Üborseizung“ erschienen ist. Die 
Beitschrilt isi von der Geschältsstelle, Poann. Waly Leszezynskiego 2, zu beziehen. 


Dz. U. R. P. Nr. 118 voni 1. 12. 1926. 
Verordnung des Slaatsprasidenten: 
Pos, 684 vom 30. 11. 1926 über die Einstellung des Strat- 
vollzuges bei Forstvergehen ın den Bezirken der aona 
gerichte in Warschau, Lublin und Wilna ..... 134 


Verordnung des Minister 
— ({ubersetzt) — für Religionsbekenntuisse und öffentliche 
Aufklarung von 27. 10. 1926 uber die Ortsschulräte auf dem 
Gebiete der Wajewodschaften Posen und Pommerellen 


Dz. U. R. P. Nr, 119 vam 4. 12. 1926. 


Verordnungen der Minister: 
685 — des Agrarreformminisiers vam 15. 11 1926, berau 
gegeben im Einvernehmen mit dem Justizminister betri 
Abanderung der Verordnung vom 29 4. 025 über. die Au: 
führung des Gzsetzes vom 31. 7. 1923 hetriitt Zusammen- 
legung von Grundstücken . > o A 
— (ubersetzt) des Finanzministers vom 17. 11 1926 be- 
trifft Abanderung der Organisation der Finanzamter fti 
Steuern und Finanzabgaben sowie der Veranlagungskomı 
sionen für die Einkommen- und Bagptien: im Bezirke 
Mn der Finanzkammer in Poznaü 


Rd 
1343 


1347 


68A 


134R 


Handel und Gewerbe, dem Minister fılr Landwirtschaft und 
Staatsgüter über Abänderungen in der Verordnung des 


H.u. €. 


Eisenbahnnunisters vom 1. 10, 1923 betrifft den v 
Transport von Personeu, (pack imd Waren auf 
denen schmalspurigen staatlichen Eisenbahnen zwi 


deutung Re E F 13.18 
GBR des Verkehrsministers vom 18. Ii. 1926, heraus 
geben im Einverstandnis mit dem Finanzminister, dem 
Mi: er für Handel und Gewerbe sowie dem Minister für 
Kanister und Staatsgüter über Abamderungen und 
Erganzungen des Warentariis der schmalspurigen pol- 
nischen Eisenbahnen 14 
689 (übersetzt) des Innenministers vom 19. i1. 1926, heraus 
t dem Finanzminister betrifft 
der Verordnung 11 des fanen: 
4, erlassen im Einvernehmen mit 
ng des Gesetzes von 
ung der kommimalen 
Finanzen 1354 
Regierungserklarumgen 
690 vom 19, 11, 1926 betrifft Ausdehnung des Handels- und 
Navigationsvertrages zwischen Polen und Finnland, unter 
schrieben in Warschau am 10, 11. 1923, auf das Gebiet der 
Freien Stadt Danzig E P 1354 
69 vam 19. 11. 1923 betrifft Beitritt der Türkei zur inter 
nationalen Radiotelegraphen-Kanvention, unterschriehen 
in London am 5. 7. 1912 1354 
692 vom 19. 11. 1926 betrifft Beitritt der Dominikanischen 
Republik zur Interuationalen  Radınteicgranlien-Kon« 
vention, ımterschriehen in London an 5. Juli 1912 1354 
Dz. U. R. P. Nr. 120 vom 6. 12. 1926. 
Verordnung der Minister: 
Pos. 693 des Finanz- md Justizministers von 15. 11. 1926 
iber die Ausführung des Finanzstrafgesetzes 1355 


Die Einnahmen von Staatssteuern und Monopolen 
in der ersten und zweiten Dekade des Monats 


November. 
1. Unmittelhare Steuern 1] Dekade I. Dekade 
> Grundsteuer 2.435.200 7.034.5R3 
Gewerbe- und Umsatzsteuer ERTIERT N 4.801 760 
Ein kominensteuer 6.011.926 2 
Verniogenssteuer 1.831.698 
Andere unmittelbare Steuern 1.478.126 
Zusammen 14.820.126 
2. Mittelbare Steuern: 
Weinsteuer 57.452 
Biessteuer 382.075 y 
Zuckersteuer 457.418 5.061.271 
Roholstesier 54.305 02.248 
Andere mittelbare Steuern 457.021 3 
Zusammen 1.894.361 6.452.166 
3. Zolle 
Einfuhrzolle 5.040.637 6.585.005 
Austuhrzolle 74.17] 146.427 
Zusammen 5.123.808 6.731.492 
4. Stempelgebühren 
Stenipelgehühren (einschl. all. Pus.) 4.562.910 3.591.098 
5. Monopole: 
Sacharinmonapol 40h 
Salzmonopn! 1.902.821 1 782,512 
Tabakmonopo) 8.000.000 8.000.000 
Spiritsinonopol 7.587.979 8.574.490 
Zündholzmonopol . 723.583 
Staatliche Lotterie 
Zusammen . .. ‚17.494.800 19.080.585 
Aufßerordentlicher Zuschlag zur 
offentlichen Danma 1.739.613 2.279.402 
Insgesamt 45.635.617 59.919.701 


Das Posener Finanzamt, 


Der „Manitor Palskı“ gibt bekannt, daß mit dem 1. Januar 1927 
das bisherige Finanzamt ın Posen aufgehoben und stattdessen drei 
neue Finanzamter errichtet werden 

Das Finanzamt ! soll den alten Stauttei® bis zum Hauptbahnhof, 
von hier jängst des Eisenbahndammes bis zum (erberdamm um- 
fassen, 

Finanzamt Ti: 
das 

Finanzamt It: 


Den nordosttichen Teil der Stadt und schließlich 


Alle anderen verbliebenen Teile. 


Nr. 15 


Was muß jeder Steuerpilichiige wissen, um sich 
richtig zur Einkommensteuer einzuschätzen, und 
was lat er zu unternehmen, falls er zu hoch ein- 
geschatzt wird? 
Fortsetzung. (Vergl. Ne. 13, Szite 140 und Nr. 14, Seite 152) 
Besteuerung der Famillenmitglieder. 

Das Gzsetz unterscheidet ba2üg!Ich der Einnahmen der Familien- 
mitglieder solche Einnahmen, über die das Familienhaupt auf Grund 
der bindenden gesetzlichen Vorschriften oder gesehlossener Verträge 
das Veriügungs- oder Nutznießungsrecht hat und solche, bezüglich 
deren dem Familienhaupt diese Rechte nicht zustehen. 

Die Einnahmen der ersten Kategorie werden zu dem Einkommen 
des Familienhauptes hinzugezählt, von dem Einkommen der anderen 
Kategorie werden die Famtlienmitglieder besonders hesteu 

Dagegen sind die Einnahmen der Familienmitglieder immer be- 
sonders zu versteuern von dem Einkommen, das ausschließlich durch 
ihre physische oder geistige Tatigkeit, sowohl gemietefe, als auch 
selbständige Berufstätigkeit erzielt wird. 


Besteuerung von Teilhabern. 

Bi gemeinschaftlichem Eigentum, gemeinschaftlichen Besitz 
oder gemeinsamer Nutzung lastet die Pflicht der Steuerzahlung auf 
jeden der Teilhaber besonders. 

Das gemeinsam erzielte Einkommen imterliegt also als solches 
nicht der gemeinsamen Versteuerung, sondern wird unter die Teilhaber 
im Verhaltnis zur Hohe ihrer Anteile geteilt. 

Bo Anteilen, deren 


Hohe nicht festgesetzt werden kann, wird 


Eigentum, gemeinschaftlichem Besitz usw. entstanden ist. 
Als steuerpflichtige Einkommen gelten nich 
1. Außergewöhnliche Einnahmen aus Erbschaften, Legaten, 
Schenkungen, Aussteuern (Mitgift), Lebensversicheringskapi- 
talien, sofern sie nicht regelmaßige Einkünfte bilden. 

2. Einnahmen infolge teilweiscr oder gänzlicher Veräußerung 
van Vermögensstücken. 

3. Gewinne aus dem nicht gewerbsmäßlgen oder zu Spekulatians- 
zwecken unterrommenen Verkauf van Vermügensstücken. 

4. Die Lotterie- und Verlosungsgewinne. 

5 Die erhaltenen Zahlungen zur Schuldentilgung, 

Vi 

1 


. Allgemein solche Einkiinfte, die cine Vermehrung oder Minde- 
fung des Stammv rmögens, aber nicht Einkommen bilden. 

on dem so ermitt Iten Einkommen sind in Abzug zu bringen: 

. Zinsen van Schulden. 

2. Der GYldwert von Renten und laufenden Lasten, die auf Rechts- 
titeln beruhen, 

3. Die von dem Stenerpflichtigen für sich und seine Angehörigen 
gesetz- oder vertragsmaßig zu entrichtenden Beiträge zu Hilfs 
Pensions-, Kranken-, Unfallversicherungs- und Begräbnis- 
kassen, soiern diese Betrage zusammen den Betrag von 300 zt 
nicht übersteigen. 

4. Versicherungspramien, die von dem Steuerpflichtigen für Ver- 
sicherung auf den Todes- oder Erlehnsiall gezahlt werden, 
soweit die Prämien den Bztrag von 300 zi nicht übersteigen. 

. Die direkten staatlichen und Selbstverwaltungsabgaben, die 
Zwangs- oder gesttzlichen G»ldleistung'n, ferner unentgelt- 
liche Zwangsleistungen anderer Art für öffentliche Zwecke 
mit Ansnahme der staatlichen Einkommensteuer und der he- 
sonderen Tantiemesteuer, sowie der außerurdentischen Staats- 
danina, der Wertzuwachssteuer durch Erwerb von Grund- 
stlicken und Bezahlung von Hypotheken, sowie der Wald- 
danina. 

6, In Genossenschaften die Bıtrage, die satzungsgemäß nicht 

der Verteilung unter die Mitglieder unterliegen. 

Zu den Abschreibungen von den Einnahmen zählt das G:setz 
ebenfalls die jährlichen rechtmäßigen Abschreibungen für Abnutzung 
der G?baude, Maschinen nnd des toten Inventars, sowie die gesamten 
oder teilweisen Verluste au Gegenständen, die der Abnutzung unter- 
liegen, sofern diese Abschreibungen und Verluste nicht bereits in den 
Kosten des Erwerbs des Einkommens berücksichtigt werden. Diese 
Abschreibungen müssen der tatsächlichen Versingerung des Wertes 
entsprechen, die die Gehäude, Maschinen oder das tote Inventar 
während der zur Veranlagung der Steuer maßgebenden Zeit durch 
deren Benutzung entsprechend ihrer Bestimmung erfahren haben. 

Die Hohe dieses Ahzuges hangt von der Natur des Gegenstandes 
ab, wabei die tatsachliche Abnutzung als Höchstmaß der zulassigen 
Abzüge maßgebend ist. 

Abzüge obenerwähnter Art durfen in der Regel nachstehende 
Prozentsätze nicht überschreiten : 

1. Bei Wohngebäuden 2 9, 

2. bei Wirtschaftsgebauden 3%, 

3. bei Fabrıkgebäuden 4 0), 

4. bei Mobilieu-, Büro-, Kanzlei-, Ladeneinrichtungen usw. 5 %, 

5. bei Maschingn, Geräten und Werkzeugen usw. 10 %- 

Der Abzug vom Anschaffungswert ist nur bei der ersten Ab- 
schreibung zulässig, in späteren Jahren nur von dem versingerten 
Betrage. (Fortsetzung folgt). 


a 


lI. u. G. 
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Steuerkalender für Dezember, 


Das Finanzministerium bringt im „Monitor Pniski‘ den Steucr- 
pilichtigen in Erinnerung, daß im Laufe des Monats D>zember folgende 
direkten Steuern zu zahlen sınd: 

1. bis zum 15. D>zember einschließlich die Einzahlung der Um- 
satzsteuer vom im Vormonat erzielten Umsatz seitens der B:triebe der 
I, und I}. Handelskategorie sowie der I. bis V. Kategorie der gewerb- 
lichen Unternehmungen ; 

2. im Laufe des Monats sind die Handelspatente und Registrier - 
karten einzulösen; 

3. die staatlichen Steuern von Dienstbezügen, Pensionen und Ent- 
kohnungen für Tagelohnarbeiten im Laufe von 7 Tagen, vom Tage des 
bewerkstelligten Äbzuges ab gerechnet. 

Außerdem sind diejenigen Steuern zu zahlen, für welche Zahlungs- 
aufforderungen zugestellt worden sind und die für den Monat zuge- 
billigten Stundungsraten. i 


Das neue Stempelsteuergeseiz. 


Am 1, Januar tritt das Stempelsteuergesetz unter Aufhebung 
aller bisher geltenden Bestimmungen einheitlich für den ganzen Staat 
in Kraft. Wir bringen aus dem umfangreichen Gesetz in der nachsten 
Ausgabe das Wichligste übersichtlich zusammiengesetlit. Besonders 
machen wir auf die fiir unser Gebiet völlig neue Verstempelung var 
Rechnungen und Quittungen aufmerksam. 


Die Beschaffung der Einfuhrerlaubnis. 


Wir konnten in letzter Zzit wiederholt feststellen, daß Kaufleute, 
die eine Einfuhrerlaubnis nachsuchen, sich dritter Personen bidienen, 
die sich bzrufsmaßig mit derlei Sachen abgeben. Sie gehen hierbei 
von der falschen Voraussetzung aus, daß ihre Angelegeuheitcu durch 
eine solche Vermittlung eher erledigt werden. Dies ist jedoch ein großer 
Irrtum. Die auf diesem Wege eingehenden Gesuche sammelt die Zen- 
traleinfuhrkommission und legt sie zur Begutachtung zunächst der 
Handelskammer vor. Erst nachdem die Handelskammer ihr Gut- 
achten abgegeben hat, konnen die Autrage weiter baarbeltet werden. 
Die Vermittlung dritter Personen bietet also nicht die geringsten Vor- 
teile, da der vorgeschriebene Instanzenweg hierdurch keinerwegs 
abgekürzt wird. Die Importeire werden also gut tun, die zuni Tell 
recht erheblichen Kosten einer solchen Vermittlung in Zukunft zu 
sparen, 


ESI] Zölle. 


Der russische Einfuhrzolltarif, 


der im Laufe dieses Jahres bereits einige Änderungen erfahren hatte, 
ist am 9. November neuerdings einer Revision unterzogen worden, 
die wieder als Etappe für die Umgestaltung des ganzen Tarifs anzusehen 
ist. Aus fiskalischen Griinden sind einige Sätze für solche Waren er- 
höht worden, die eine bzträchtliche Einfuhr erwarten lassen. Der Zoll 
von Baumwolle ist von 1 auf 2,50 Rubel je Pud erhaht worden, fiir Tee 
von 1,48 auf 2 Rubel je kg. Ferner erfuhren eine Erhahung noch die 
Sätze flir Farbstoffe, elektsatechnische und Metallerzeugnisse. Die aus 
der Tariferhöhung sich ergebanden Mehreinnahmen dürften 25° bis 
30 Millionen Ruhel betragen, 


T Rechiswesen und Handelsbrauche, [l 


Die Rechtskraft des Bestellscheins. 


Es ist eine alte Erfahrung, daß viete Kauflente Bestellscheine 
unterschreiben, ohne diese genau durchzulesen. Die Gerichte ent- 
scheiden neuerdings ohne weiteres dahin, daB die Vorschriften des 
Bzstellscheines verbindlich sind, weil selbstverstandliche Voraus- 
setzung ist, daß ein g*schaftserfalirener Kaufmann auch das durch- 
liest, was er unterschreibt, Zu zahlreichen Differenzen führt immer 
noch die Vereinbarung des Erfüllungsortes. Wenn-z. B. im Bestell- 
schein gesagt ist: „Erfüllungsort für Lieferung und Zahlung ist Leip- 
zig™ (Wohnort des Lieferanten), so ist dies rechtlich unanfechtbar. 
Spätere Einwendungen sind dann nicht mehr zulässig. Neuerdings 
beschaftigte sich das Landgericht 1 Berlin mit der Frage, inwieweit 
besonderen mündlichen Abreden des B:stellers mit dem Vertreter eines 
Verlages „gegenüber dem B:stellschein Bedeutung beizumessen sei. 
Das Gericht hielt solche Abreden für ungültig, weil im Bestellschein 
folgendes stand: „Um Streitfragen zu vermeiden, sind alle Verein- 
barungen auf diesem tellschein zu vermerken. Beide Teile ver- 
pälichten sich ausdrücklich, nur diesen in den Händen der Verlags- 
buchhandlung befindlichen Bestellschein als Beweismittel gelten zu 
lassen, andere außerhalb dieses Scheins liegende Gründe aber nicht 
zu Bzweisen heranzuziehen.“ Da die eingewendete Ahrede im Bastell- 
schein keine Aufnahme gefunden hatte, war ihr die rechtliche Wırk- 
samkeıt entzogen. Eim ähnticher Fall beschaftigte unlärgst cin Frank- 
furter Gericht, das ebenso entschied wie Berlin. 
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Ausgleich der Auiwertungslast zwischen dem 
Veräußerer und dem Erwerber eines Grundstückes. 


Von Rechtsanwalt Helbig, Jarotschin. 


Welche Rechte hat der Verkaufer eines Grundstückes. 
der sich im Kaufvertrag zur Loschnng einer auf dem Grund- 
stück ruhenden Hypothek verpflichtet hat, wenn er infolge 
der Bestimmungen des Aufwertungsgesetzes liuhere Beträge 
zur Herbeiführung der Loschung aufwenden muß, als dies 
zurzeit des Vertragsabschlusees vorausschbar war? 

Diese Frage war Gegenstand einer neuerlichen Ent- 
scheidung des Deutschen Reichsgerichts (Band 112, Seite 
329). 

Nach dem der Entscheidung zugrunde liegenden Sach- 
verhalt war im Oktober 1922, also in der Inflationszeit, ein 
Hausgrundstück verkauft und aufgelassen worden. Im Kanf- 
vertrage hatte sich der Verkaufer verpflichtet. das verkaufte 
Grundstück innerhalb kürzester Frist von den darauf ruhenden 
hypothekarischen Lasten freizumachen. Da der Verkaufer 
diese Verpflichtung bezüglich einer Hypothek nicht erfüllte, 
erhob der Kaufer gegen ihn Klage auf Herbeifuhrung der 
Loschung dieser Hypothek. 

Das Reichsgericht stellt zunachst fest, daß der Ausgleich 
der Aufwertungslast zwischen dem Verkaufer und dem Er- 
werber eines Grundstückes gesetzlich nicht geregelt ist, So- 
dann prüft es die zur Entscheidung stehende Frage an Hand 
der Bestimmungen und Grundsatze des Bürgerlichen Gesetz- 
buches. Nachdem es die Moglichkeit einer Anfechtung des 
Kaufvertrages wegen Irrtums abgelehnt hat, wendet. es sich 
dem Gesichtspunkt des $ 242 BGB zu, namlich dem Erforder- 
nis von Treu und Glauben mit Rücksicht auf die Verkehrs- 
eitte bei der Bewirkung von Leistungen. 

Hierbei geht das Reichegericht davon aus, daß die ver- 
tragschließenden Parteien bei gegenseitigen Vertragen Leistung 
und Gegenleistung als gleichwertig oder wenigstens dach in 
einem bestimmten Wertverhalinis stehend ansehen und dem- 
entsprechend vereinbaren. Es erwägt, daß dieses Gleichge- 
wicht dann erschüttert werden konne, wenn der Verkaufer 
eines Grundstücks, der die Beseitigung einer darauf lastenden 
Hypothek ühernemmen hahe. auf Grund der Aufwertung 
großere Betrage zur Ablösung der Hypothek aufzuweiden 
habe, ala beim Vertragsschluß varanszusehen gewesen ist. 
Dabei konne ein so erhebliches Mißverhaltnis zwischen Lei- 
stung und Gegenleistung eintreten. daß es gegen Treu imd 
Glauben verstoßen würde, wenn der Erwerber den Veraußerer 
unter den alten Vertrugebedingungen an der Verpflichtung 
zur Beseitigung der Hypotheken fesihalten wurde. Jedoch 
müsse dariiber in jedem Falle eine besondere eingehende 
Prüfung stattfinden, und zwar unter Berücksichtigung der 
gesamten Umetande und Lage des Falles, Auch müsse der 
Vertrag zu einer Zeit abgeschlossen worden sein, zu welcher 
der Verkuufer noch nicht mit einer Aufwertung der Hypo- 
theken oder doch nicht mit einer Aufwertung in dem Maße 
zu rechnen brauchte, wie nunmehr durch die Aufwertungs- 
gesetzgehung festgelegt worden sei, Endlich dürfe es.sich 
auch um kein SPEEA pei hoi, handeln, 

Das Reichsgericht kommt zu dem Ergebnis, daß heim 
Vorliegen obiger Voraussetzungen dem Veraußerer die Be- 
seitigung der Hypotheken ausschliellich aus eigenen Mitteln 


= nicht mehr zugemutet werden konne. Ihm muasse das Recht 


zugestanden werden zu verlangen, daß der Erwerber zu der 
für die Loschung aufzuwerdenden erhöhten Summe einen 
Beitrag leiste, und vom Kaufvertrage zurückzutreten, falls 
der Erwerber die Leistung ablehne, oder auch bis zur Leistung 
des Beitrages die Beseitigung der Hypothek zu vesweigern. 

Diese Entscheidung ist auch für das früher preußische 
Teilgebiet Polens von Bedentung. Auch durch die polnischen 
Aufwerlungbestimmungen wird namlich der Ausgleich der 
Aufwertungslast zwischen dem Veraußerer und dem Erwerber 
eines Grundstücks nicht geregelt. Desgleichen hat das Deutsche 
Bürgerliche Gesetrhuch Geltung. Die Rechtslage ist somit 
im wesentlichen die gleiche wie in Deutschland. Es ergibt 
sich sle cie Fulgerurg, dab die vem duuischen Reichg>richt 


Hn- 
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aufgesiellien Rechtsgrundsatze auch auf Kanfvertrage über 
Grundstücke, für welche das polnische Recht gilt. Anwendung 
finden konnen. 


In einem Wechselprozeß kann nur eine 10prozentige 
Aufwertung verlangt werden. 


Ansprüche aus Wechseln konnen nach der Zivilprozeßordnung in 
einem besonders b>schleungten Verfahren, (dem sogen. Urkunden- 
prozeß) geltend gemacht werden, in dem als Beweismittel des Klagers 
nur Vorlegung des Wechsels und Eideszuschiehung zulassig ist. Wenn 
andererseits der Beklagte gegen den Wechsel; nspruch inatericlirecht- 
liche Einwendungen hat, z. B., daß der Wechsel nur zur Sicherung 
gegeben worden ist, so kann er diese Einwendungen nur in einem be- 
sonderen Nachverfahren geltend machen, in welchem die gewöhnlichen 
Vorschriften der Ziviiprozedordnung maßgebend sind, Das Urteil des 
Wechselprozesses kans abar ınzwischen vorlaufig vollstreckt werden. 
Nach $ 26 der polnischen Aufwertungsverordaung werden Wechsel 
aus der Inflationszeit anf 10 Prozent der Summe, die die Aufwertungs- 
tabelle als Goldwert ergibt, aufgewertet. Das Oberste Gericht in War- 
schau hat am 26. Februar 1926 entschieden, daß in den beschleunigten 
Wechselprozeß stets nur die Summe verlangt werden kann, die der 
1Oprozentigen Aufwertung entspricht. Fordert der Gläubiger mit 
Rücksicht aut die zugrundeliegende Forderung (Kauf, Darlehen) 
cine hohere Aufwertung, sò kann er diese nur in dem gewohnlichen 
Prozeßverfahren durchsetzen, das sich dem Wechselprozeß anschließt, 

(„Katt. Zig.) 


Keine Aufwertung wegen Zlotyeniwertung. 

Das Oberste Gericht in Warschau hat durch Urteil vom 26. März 
1926 eine wichtige Entscheidung zur Aufwertungsfrage gefallt, deren 
B’gründung allerdings anfechtbar ist. In dem vorliegenden Fall 
handelt es sich um die Frage, ob eine alte vor der Inflationszeit in Mkp. 
entstandene Forderung, die nunmehr auf Grund der Vorschriften 
der Aufwertungsverordnung vom 14. Mai 1924 aufgewertet wurde, 
erneut wegen Sinkens des Zioty aufzuwerten ist. Das Oberste Gericht 
verneint diese Frage mit der Begründung, dad die Aufwertungsver- 
ordnung gerade deshalb vom G’setzgeber herausgegeben worden sei, 
um der Bereicherung der Parteien durch die Entwertung der pol- 
nischen Mark entgegenzutreten, wabei Hochstgren tür die A, 
wertung festgelegt worden waren. Es ginge nicht an, diese Vorschriften 
etwa jetzt, nachdem eine neue, wenn auch in ihren Auswirkungen cr- 
heblich schwächere Inflation eingetreten sei, analog anzuwenden. 

Dieses Urteil ist sehr bedenklich und seine Begründung unzu- 
treffend. Bei Erlaß der Auıfwertungsverordnung hat der Gisctzgeber 
sicherlich nicht daran gedacht, daß so bald eine Inflation der ncuge- 
schaffenen Währung eintreten werde. Die Verordnung hatte einzig 
den Zweck, eine Konsolidierung der unklaren Verhältnisse in der Rich- 
tung eintreten zu lassen, daß der alte Mkp.-Oläubiger wenigstens einen 
gewissen bescheidenen Prozentsatz seiner Forderung auf Goldzloty- 
basis erhalt. Das ergibt sich auch aus der vorher EIBEUgEREN Ver- 
ordnung des Staatsprasidenten vom 24, Januar bzw, 23. April 1924 
über das Münzsystem, wonach zur Münzeinheit der Republik Polen 
der Zlaty, der ”/ą Teile reines Gold enthält, bestunmt wird. Den 
praktischen Ergebnis nach ist die Sachlage jetzt dach so, daß z. B. 
Hypothekenglaubiger in den ehemals preußischen Gebietsteilen nicht 
mehr 15 Prozent, sondern nur etwa noch 7,5 Prozent des Goldwerles 
ihrer ursprünglichen Forderung erhalten 

Immerhin ist es ratsam, von der Ansicht des Obersten Gerichts, 
die wirtschaftspolitisch naturlich eine gewisse Berechtigung hat, Kennt- 
nis zu nehmen und sich besonders bei der Begründung neuer Forde- 
rungen, für welche die Sachlage die gleiche ist, durch Einfügung der 
Goldklausel vorzusehen. Aus den vorstehend wiedergegebenen Grinden 
des Obersten Gerichts ist wahl zu schließen, daß es auch bei varliependem 
Verzug des Schuidners ($ 286 B. G. B.) einen Ersatzanspruch für den 
durch die Entwertung des Zloty entstandenen Schaden dem Gläu- 
biger nicht zubilligen würde. (Katt. Ztg.‘) 


Eine Dollarrechnung zwischen einer Bank und dem 
Kunden kann stillschweigend bestätigt werden. 


Die Bank Handlowy in Lodz verklagte einen ihrer Kunden auf 
Anerkennung des Auszuges aus einen Konto, das rechtmäßig in Dallar 
geführt wurde. Der Beklagte behauptete, daß die Rechnung zwischen 
der Bank und ihm in Zioty geführt warden sei. 

Die Handelsabteilung des Bezirksgerichts in Lodz hat die Klage 
zugunsten der Bank mit folgender Bepriindung entschieden : Der vom 
Gerichte zugelassene Schiedsrichter stellte fest, daß die Handels- 
bücher der Bank und des Beklagten in Dollar geführt werden, daß der 
Beklagte öfters Schecks in Dollar aut die Bank ausgestellt habe, und 
daß nur einige wenige Rechnungen in Zloty ausgestellt wurden. Das 
Bestehen einer Dollarsegnung zwischen der Bank und dem Kunden 
ergibt sich daher aus der stillen Zustimmung des Kunden, der gegen 
die ihm von der Bank viertellahrlich ubersandten Kontoauszüge in 
Dollar nicht Einspruch erhoben hat. 


Ein folgenschweres Urteil des Appellationsgerichtes. 

Eine Firma X. schuldete einer Firma Y. einen Betrag für ge- 
lieferte Waren und zahlte diesen Beirag bei einer Bank mit der An- 
weisung ein, ihn an die Bank Mazowiecki zugunsten der Firma Y. zul 
überweisen. Die Bark Polski, durch die diese Überweisung vorge- 
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nommen wurde, überweis jedoch diesen Belrag nicht, sondern behielt 
ihn für Schulden der Bank Mazowiecki ein. In der Zwischenzeit geriet 
die Bank Mazowiecki in Konkurs. 

Die Firma Y. klagte nun gegen die Firma X. wegen Bezahlung der 
Warenschuld, Das Bezirksgericht in Warschau hat nach Verhär beider 
Banken der Klage stattgegeben und für Recht erkannt, daß der Schuld- 
ner seine Verpflichtungen nicht getilgt habe. 

Das Appellationsgericht in Warschau hat dieses Urteil der ersten 
Instanz bestatigt. > 


Zu klären bleibt die Frage, ob die Bank Polski berechtigt ist, einen 
Betrag, der nicht für die schuldende Bank, sondern für einen ihrer 
Kunden bestimmt war, einzubchalten. Soltte sie dieses Recht für sich 
in Anspruch nehmen, so läuft jeder Kaufmann Gefahr, daß seine Über- 
weisungen ihren Empfänger nicht erreichen; denn der Privatmann 
kanı unmoglich wissen, weiche Banken hei der Bank Polski ver- 
schuldet sind. Auf alle Falle dürfie durch dieses Urteil das Vertrauen 
zu den polnischen Banken keineswegs gehoben werden. 


Sacheinlagen bei einer G. m. b. H. 

Fast hei jeder Gesellschaftsgründung spielt die Sacheinlage eme 
erhebliche Rolle. Wird eine also nicht in Geld bestehende Einlage gc- 
leistet, so muß die Person der Gesellschafter, welche Sacheinlagen eim- 
bringen, der G2genstand der Sacheinlagen und der für die Sachein- 
lagen angenommene Geldwert im Gesellschaitsvertrage festgesetzt 
werden. Geeignet als Sacheinlage zu dienen, ist alles, was als Aktivum 
in die Bilanz aufgenommen werden kann, mithin alles das, was einen 
verkehrstähigen, d. h. übertragbaren, selbstandigen und ohjektiven 
Vermögenswert reprasentiert. Danach sind in jedem einzelnen Falle, 
die Übertragbarkeit vorausgesetzt, u. a. geeignete Sacheinlagen : Grund- 
stücke, bewegliche Sachen, Tiere, ausstehende Forderungen, Aktien, 
Anteile an einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, Urheber-, 
Patent- und Warenzeichenrechte, Gebrauchs- nnd Geschmacksmuster, 
staatliche Konzessionen usw. Keine geeignete Sacheinlage ist dagegen 
z. B. ein vom Gzselischafter selbst akzeptierter Wechsel, da dieser in 
der Hand des die Einlage leistenden schaiters selbst kein Akti- 
vum darstellt, Auch die Kundschaft ist kein selbstandiger Vermogens- 
gegenstand; sie kann nur zusammen mit dem Geschafte, zu dem sie 
gehort, eine Einlage bilden, Unverwendbat zu Einlagen sind ferner 
Sachen, die erst geschaffen werden sollen, sowie Tatigkeiten und die 
Zusage von Diensten. 

Außer den aufgeführten geeigneten einzelnen Vermögensgepen- 
standen konnen weiterhin Sachgesamtheiten einen Gegenstand der 
Einlage bilden. Wichtig für diese in der Praxis besonders hänfigen 
Fälle ist folgendes; Erwirbt die Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
bei der Gründung oder spater ein bestehendes Geschäft mit der Firma, 
so hafiet sie, da durch den Zusatz „mit beschränkter Haftung“ oder 
„Gssellschaft mit h>schränkter Haftung“ (T. z 0. a.) eine Firmen- 
verschiedenheit nicht erzeugt wird, kraft Gesetzes für die Passiva des 
Geschäjtes, sie mag dieselben übernommen haben oder nicht, Soll 
daher diese Haftung ausgeschlossen werden, so ist dies zugleich mit des 
Gesellschaft zu besonderer Eintragung in das Handelsregister anzu- 
melden ; es genügt nicht, den Ausschluß der Haftung für die Passiva 
des ubraoummenen Geschäftes im Gesellschitsvertrage zu verein- 
baren, Ubernimmt die Gesellschaft mit beschränkter Haftung dagegen 
das Geschäft ohne Firma, so haftet sie nur dann für die Passıva des 
übernommenen Geschäftes, wenn sie cine besondere Verpflichtung 
dazu eingegnagen ist. 

Der Auftrag zum Kauf von Wertpapieren „bestens“. 

Aus einer neuen Reichsgerichtsentscheidung ist folgendes von 
Interesse : Der beklagte Gutsbesitzer Dr. M. gab am 29. Oktober 1923 
einer Banktiliale den Auftrag, für ihn 40000 Mark 3%%prozentige 
Ostpreußische Pfaudbriefe „bestens“ zu kaufen. Am 5. November 
1923 ließ die Kreisbank dem Beklagten mitteilen, daß die Papiere 
bisher nicht zu haben garan scien, womit dieser sich bernhigte, Der 
Filiallciter gab den Auftrag aber nach einmal an die Zentrale und diese 
kaufte am 23. November 1923 die Papiere iür einen Kaufpreis, der 
14413 Guldmark gleichkummt, obgleich zur Zeit des Auftrags die 
Papiere mit 39 Mk. im Kurse standen. Als die Filiale dem Beklagten 
von dem Kaui vom 23. November Mitteilung machte, lehnte dieser den 
Kauf ab. Die Bank erklarte jedoch, daß der Beklagte entweder den 
Kaufpreis aufbringen, oder Auftrag zum Verkauf geben nıilsse. Der 
Beklagte wählte den letzteren Weg. Die Bank verkaufte die Papiere 
am 13. und 17. Dezember in zwei Posten für zusammen 2915 Goldmark. 
Deu Unterschied zwischen Einkaufs- und Verkaufspreis m Hohe von 
11.498 Goldmark verlaugte sie vom Beklagten ersetzt. Die Klagerin 
ist jedach in allen Instanzeu — Landgericht, Oberlandesgericht und 
Reichsgericht mit ihrer Klage abgewiesen worden. in den reichs- 
gerichtlichen Entscheidungsgründen wird unter anderem ausgeführt: 
Ohne Rechtsirrtum hat das Oberlandesgericht angenommen, die 
Klägerin habe gegenüber ihrem Kommittenfer dadurch ihre Pflicht 
verletzt, daß sie tratz der ungeheuren Kurssteigerung der Pfandbrieie 
vom Zeitpunkt des Kaufauftrages bis zum Ankaufstage den Kauf vor- 
nahm, ohne Rückfrage zu halten, obgleich der Beklagte statt 39 Gold- 
mark 14 413 Goldinark zahlen sollte. Der Auftrag „bestens“ zu kaufen 
konnte nicht so verstanden werden, daß die Klägerin zu jedem späteren 
beliebig hohen Kurs kaufen sollte, Auch eine nachträgliche Genehmi- 
ging des Kaufs durch den nachträglichen Auftrag zum Verkauf liegt 
nicht vor. Der Beklagte hatte nur das kleinere Ubel gewahlt, als ihm 
gesagt wurde, er müsse zahlen ader Auftrag zum Verkauf geben. Da- 
mit wollte er den Kauf an sich nicht genehmigen. (1 75/26. — 18. Na- 
vember 1926.) 


H.n.G. 
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Der Handel mit Zwirn. 


Die Handelskammer in Posen macht darauf aufmerksam, daß 
fiir den Kleinhandel mit Zwirn im ehemaligen preußischen Teilgebiet 
auch fernerhin die Bekanntmachung des Deutschen Bundesrats vom 
10. April 1918 anf Grund des § 11 des Gesetzes vom unlauteren Wett- 
bewerb vom 7. Juni 1909, (Reichsgesetz, Seite 499) maßgebend ist, 

Diese Bekanntmachung fordert unter anderem, daß der Klein- 
verkauf der Baumwall-, Woll- und Halbwollgarne nur ın den vor- 
geschriebenen Einheiten unter Angabe des Gewichts und der Lange 
des Garns gestattet ist. 

Das Gewicht dieser Einheiten betragt: 1, 5, 10, 20 und 50 gr, 
ihre Länge 50, 100, 200, 500, 1600 und mehrere 1000 m. Die Länge- 
einheiten für andere Zwirne betragen 5, I0, 20, 50 und 100 m, 

Bei Zusammenlegung mehrerer Gebinde im Gesamtgewicht bis 
50 gr ist es außreichend, wenn die Gewichtsmenge auf der Umpackung 
angegeben ist; beim Gewicht über 50 gr muß dieses auf den einzelnen 
Gebinden angegeben sein. 

Die zum Kleinverkauf bestimmten Päckchen mit Baumwoll- 
zwirn zum Nähen, die beruismäßig verkauft oder zum Verkaif an- 
gebofen werden, dürfen nur mit den einfachen Bezeichnungen ver- 
sehen sein und sind zu 10, 20, 80, 100 Stuck In Sternchen, Wickel- 
karten usw. zu verpacken. 


BET cea una Barsenwesen. [E 


Vom polnischen Bankwesen. 


Daß die Zahl der Banken in Polen in einem argon Mißverhältnis 
zu den bei der allgemeinen Wirtschaftslage des Landes gegebenen 
finanziellen Betätigungsmöglichkeiten steht, ist eine bekannte Tat- 
sache. Vor dem Kritge gab es auf dem heutigen Territorium der pal- 
nischen Republik nur 25 heimische Banken und 15 Filialen ausländi- 
scher Finanzinstituie, von denen die erstgenannten im Jahre 1913 
mit zusammen etwa 340 Millionen Goldzloty Kapital arbeiteten. 
In der Inflationszeit stieg die Zahl der polnischen Aktienbanken auf 
zirka 150, wozu noch 6 Filialen ausländischer Banken kamen. Unter 
Einrechnung aller Privatiirmen stellte sich die Gesamtzahl der Bank- 
firmen in Polen noch Mitte 1925 auf über 200. Für die Banken, die 
den Goldwert ihres Kapitals nicht wenigstens einigermaßen über die 
Iaflationszeit hinweg zu bewahren vermocht hatten, wurde die Perinde 
der Zlatystürze, die im Sommer 1925 einsetzte, erst recht katastrophal. 
Nach Liquidierung einer Reihe schwächerer Institute und, Aufhebung 
einer großeren Zahl von Filialen war der Bestand vom I. Januar 1926 
auf 87 Aktienbanken imit 216 Filialen zurückgegangen, Zusammen 
mit den 49 Nebenstellen der Bank Polski, 20 der Rank Gospodarstwa 
Krajowego (Staatlichen Landeswirtschaftsbank) und vier Abteilungen 
der Bank Ralny (Staatlichen Agrarbank) umfaßte dos polnische Bank- 
netz zu dem genannten Zeitpunkt 386 Bankniederlassungen, wovon 16 
sich im Ausland befanden. (Nach 1924 gab es insgesamt 751 polnische 
Bankstellen). Von den großeren Stadten des Landes hatte zu An« 
fang 1926 Warschau 46, Lemberg 24, Posen 22, Kattowitz 18, Lodz 17, 
Krakau 16 und Wilna 8 Bankinstitute. Trotz verschiedener Auf- 
sehen erregender Zusammenbruche großer Depositenbanken kam 
die Warschauer Regierung über die Erwägung oder Androhung von 
allerlei Maßnahmen zur schärferen Kontrolle bzw, zur Sanierung des 
privaten Bankwesens eigentlich nicht hinaus. So lautete denn auch 
das schon vor einigen Monaten von uns erwahnte Gutachten der amerij- 
kanischen Kemmerer-Kammission über die Lage nnd Tatigkeit der 
Aktienbanken geradezu vernichtend. Mit Recht -wurde in Zweifel 
gezogen, ob die meisten Banken im Falle einer Liquidation genügend 
Mittel aufbringen konnten, um ihre Gläubiger zu befriedigen. Und 
tatsachlich dürfte auch hinsichtlich der Fähigkeit, Diskont- und Dar- 
lehnsoperationen vorzunelimen, von einem sehr großen Teil der Aktien- 
banken der Satz dieser Denkschrift gelten: „Eigentlich tun diese 
Banken gegenwärtig nicht viel anderes, als ihr Dasein zu markieren“. 
Wie sehr das Vertrauen des Auslandes durch schlimme Erfahrungen 
mit gewissen polnischen Provinzbanken, aber auch mit großen War- 
schauer Instituten erschüttert worden ist, darf als allgemein bekannt 
gelten. Daher Ist es denn auch kein Wunder, daß die erhoffte aus- 
landische Kredithilfe für die polnischen Privatbanken noch immer 
ausgeblieben ist. Nun scheint aber die Warschauer Regierung we- 
nigstens den einen Vorschlag Kenmerers, der auf eine moglichst bal- 
dige Auflosung der schwacheren Banken dringt, ernstlich befolgen 
zu wollen. Die Handhabe dazu ist dem Finanzministerium durch 
eine Bestimmung der Verordnung des Prasidenten der Republik vom 
27. Dezember 1924 gegeben, die folgendes besagt: 

„Aktienbanken und Kammanditgeselischaften, die am 
31. Dezember 1924 rechtmäßig bzstehen, miissen bis Ende 1925 
ein Einlagekapital von mindestens 500 000 Zlaty, bis Eude 1926 
ein solches von mindestens 1 Million Zloty... aufwelsen, Falls 
das Einlagekapitai diese Quoten nicht erreicht, hat zu den 
angegebenen Terminen unverzüglich die Liquidation zu er- 
folgen.“ 

Im Zusammenhang mit den kürzlich angekiindigten erweiterten 
Revisionsmaßnahmen ist im Finanzministerium bereits eine Liste 
derjenigen Banken vorbereitet worden, die auf Grund vorstehender 
Bestimmung mit dem 1. Januar 1927 zur Auflosung kommen müssen, 
da sie z. Zt. weniger als Í Million Ztoty Einlagekapital bzsitzen, — 
Auf der anderen Seite versuchen jetzt auch die Privatbanken wenigstens 
in gewisser Beziehung eine Gesundung der Verhällnisse herbeizu. 
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führen, Es soll, we wir erfahren, demnachst eine Art Bankenkartell 
ins Leben treten, nm einen einheitlichen Zinssatz für Spareinlagen 
durchführen. Da in der Inflationszeit die Zahl der Sparer naturgemaß 
starkzurüickging, versuchten manche Banken durch mäglichst hohe Zins- 
angebote neue Kunden zu werben. Dabei kam es allmählich dahin, 
daß diese Zinssätze höher stiegen als diejentgen, welche die Banken 
hei der Weiterverleihung zu erlangen vermochten. Einzelne Bank- 
institute wurden infolgedessen sogar zur Liquidation gezwungen. 
Solche wilde Konkurrenz soll nun durch das neue Karte! unterbunden 
werden. 


Die weitere Herabsetzung des Zinsfußes für 
Privatkredite 


soll nunmehr mit Wirkung vom 2, Januar 1927 auf Grund einer Ver, 
ordnung des Finanzministers erfolgen, deren Veroffentlichung im „DZ 
Ustaw‘” noch bevorsteht. Diese Maßnahme ist die Fortsetzung einer 
schon vor etwa Jahresfrıst verheißenen planmäßigen Aktion zur Sen- 
kung der damals ganz außergewöhnlich hohen Zinssätze im Privat- 
verkehr sowohl wie bei den Diskontbanken Zum f. Juli d. Js. wurde 
der gesetzliche Höchstzinstuß von 24 auf 20 Proz, jähri., der Satz für 
Kreditoperationen auf 18 Proz. ermäßigt, während die Bank Polski 
zum 7. Juli den Diskontsatz für Wechsel auf 10 Proz. und den Zinsfuß 
tür Termindarlehen und offenen Kredit auf 12 Proz. herabsetzte. 
Durch eime am 21. September d. Js. in Kraft getretene Verordnung 
wurde der Zinsfuß für Kreditgeschäfte auf 16 Proz. gesenkt. Die neue 
Verordnung sieht eine Herabsetzung auf 15 Proz. jährl. ausschließ!. 
Portounkosten, Stempelsteuer und Umsatzprovision, die jedoch nicht 
Y, Proz, pro Vierteljahr überschreiten darf, vor. Nur hei Krediten 
gegen Verpfändung von Immobitien (mit Ausnahme von Wertpapieren 
und Waren) dürfen außer den gesetzlichen im Hochstfalle zugelassenen 
16 Prozent für Zinsen und Provision bis zu höchstens 2 Prozent monat- 
lich als Entschädigung für Versicherung, Schätzung und Aufbewahrung 
des Pfandes erhoben werden. Vor dem Inkrafttreten dieser neuen 
Verordnung vereinbarte höhere Sätze dürften langstens bis 1. 2. 1927 
erhoben werdeu, Im ubrigen gelten die früheren Bestimmungen sinn- 
gemäß, (Vergl. H. u. G., Nr. T0, Seite 105). 


Neue Anleihegeruchte 


haben sich an die vor einigen Tagen erfulgte Ankunft von Vertretern 
Morgans bzw. des Bankers Trust in Warschau geknüpft. Wie wir aus 
bester Quelle erfahren, kann aber von der Aufnahme neuer Verhand- 
lungen über eine Anleihe für den polnischen Staat gar keine Rede 
sein. Bis jetzt ist nicht einmal über die Realisierung des zweiten Teiles 
der sogen. Dillonanleihe ernstlich verhandelt worden, was umso be- 
greiflicher ist, wenn man sieht, wie die Ratschläge der von Dilion, 
Read & Co. entsandten Kemmerer-Kommission in Warschau miß- 
achtet warden sind. Die neusten Gerüchte scheinen aber insofern 
eine gewisse Grundlage zu haben, als polnische Privatbanken sich um 
eine Stütze bei Morgan bemühen, Wie verlantet, haben die Amerikaner 
jedoch verlangt, daß der polnische Staat für solche Kredite gewisse 
Garantien übernehme. Ob es hierüber zu einer Einigung mit dem 
Finanzministerium kommt, steht augenblicklich noch dahin. 


Die Spekulation in deutscher Kriegsanleihe. 


Die deutschen alten Reichsanleihen, vor allem also die Kriegs- 
anleihe, haben in der letzten Zeit wieder einmal im Mittelpunkt des 
spekulativen Bürseninteresses gestanden. Man braucht sich nur ein- 
mal die Kursentwicklung der Kriegsanleihe im letzten Jahre anzu- 
sehen, die von 0.187 am 2. Januar 1926 auf 0.38 am 1. Juni 1926 und 
auf 0.79 am 1. November 1926 stieg und jetzt Anfang Dezember den 
Kurs von 0.80 bereits überschritten hat. Gegenwartig kursieren nun 
Gerüchte, nach denen ein Umtausch der Reichsanleihe-Altbesitzes im 
Verhältnis von 12\,%, nominell der alten Schuld in cin neues normales 
Anleihepapier, das schon ab I. Januar 1927 mit 41,9% fortlaufend ver- 
zinslich sein soll, geplant ist. Wenn diese Gerüchte auch noch keinerlei 
amtliche Bestätigung erhalten haben, so dürfte etwas Wahres jeden- 
falls daran sein. Das Reichsfinanzministerium hat zweifellos schon 
langer das Bestreben, den Reichsanleihe-Altbesitzern auf irgend eine 
Weise zu helfen; allerdings denkt man nicht datan, in eine evtl. Auf- 
besserung auch den Neubesitz hineinzuziehen. Fraglich ist es aller- 
dings, ob der Etat eine Aufbesserung der Anleihe-Ablösung gestattet. 
Man kdnnte sich allerdings vorlaufig dazu entschließen, auf die an- 
fanglich vorgesehene Auslosung ganzlich zu verzichten und die dafür 
bestimmten Beträge von 250 Millionen Rmk. jahrlich ganz zu einer 
laufenden Zinszahlung zu verwenden, Ob damit aber den Altbesitzern 
gedient ist, ist auch noch eine Frage, denn die Beträge, die in Handen 
der Altbesitzer sind, dürften im allgemeinen so klein sein, daß die 
Zinsen der Ablosungsanleihe kaum ins Gewicht fallen. Aut der anderen 
Seite aber sind die Auslosungsrechte immerhin ein erheblicher Ansporn 
für die bessere Kursbewertung der Kriegsanleihe gewesen und haben 
damit die sofortigen Verwendungsmoglichkeiten für die Altanleihe- 
Besitzer gehessert. 

Aber auch ehe diese Aufwertungsmoglichkeiten von der Speki- 
lation in Betracht gezogen worden sind, hat sich das Interesse den 
Kriegsanleihen in steigendem Maße zugewandt, wie schon die vorher- 
gehende Übersicht über die Kursentwicklung zeigt. Nach dem Gesetz 
über die Ablösung der Markanleihen des Reiches werden je 1000 Mark 
der Kriegsanleihe in Mark 25 Nennhetrag einer neuen Ablösungsschuld 
umgetauscht. Allerdings kann die neue Ahlasungsanleıhe van den 
Glaubigern nicht gekündigt werden und auch eine Verzinsung der An- 


leihe kann von den Anleiheinhabern bis zum Erlöschen der Repara- 
tionsverpflichtungen nicht gefordert werden, Praktisch wäre also die 
Ruckzahlung von der Entwicklung des Reparations-Problems ab- 
hängig. Allerdings hat man bereits seit langerer Zeit angenommen, 
daß eine vorzeitige Tılgung der Abloösungsschulden seitens des Reiches 
vorgenommen werden würde, Man glaubte, daß sich die Finanzlage des 
Reiches ın späteren Jahren bessern konne mnd daß es dem Reich vor 
allem aus Prestige-Grilnden erwünscht sein werde, sobald wie möglich 
die immerhin unerquickliche Frage der alten Anleihen aus der Welt 
zu schaffen. Der Altbesitz hatte ja schon immer die Moglichkeit, einer 
früheren Ruckzahlung, da für ihn die Sonderseglung geisofien worden 
ist, wonach der Attbesitz gegenüber dem Neubesitz ein Auslosungsrecht 
erhielt, das innerhalb von 30 Jahren mit dem Fünifachen des Nenn- 
hetrages ausgelost und eingelöst wird. Praktisch nun ist zwischen Alt- 
und Neuhesitz sehr schwierig zu unterscheiden, so daß der weitaus 
größte Teil der noch im Umlasıf befindlichen Kriegsanleihe unter diese 
Vergünstigung fallt. 

Im ubrigen aber erwarb man durch den Ankauf von Kriegsan- 
leihen bisher lediglich einen Anspruch auf eine zukünftige, aber dem 
Zeitpunkt nach noch vollig unbestimmte Auszahlung von 25 Rmk. 
für je 1000 Papiermark nominel!. Die Gestaltung des Börsen kurses 
Tichtet sich also lediglich nach Vermutungen über den Zeitpunkt der 
Ruckzahlung. Hier setzte die Spekulation ein und richtete ihre Käufe 
und Verkaufe nach den mehr oder minder sicheren Vermutungen über 
eine spatere Ruckzahlung der Altanleihen. Bei dem Kurs von 0.79% zu 
Ende November 1925 war erst ein Kurs von 31.6% für die neue Ab- 
losungsanleihe erreicht. Wird diese nun früher ausgeschaltet ader ver- 
zinst, so kann ihr Wert evti. bis pari steigen. Rechnungsgemäß würde 
die Sachlage so sein, daß bei Zugrundelegung eines Zinsenzinses von 
6% und bei einer Ruckzahlung erst nach 20 Jahren ein Kurs von 0.78 
für die Papier kriegsanleihe erreicht wird, daß also die Spekulation Ende 
November 1926 auf eine Rückzahlung in 20 Jahren rechnet. Bei Rück- 
zahlung in 15 Jahren wurde sich der Kurs auf 1,04 stellen, nach 10 
‚Jahren auf 1.39, nach 5 Jahren auf 1.86 und bei sofostiger Rückzahlung 
auf 25%. — Wenn die Gerüchte über eine umlaufende Verzinsung tür 
die Ablosungsanleihe zutreffen, so würde der Kurs für die Kriegs- 
anleihe allerdings gegenüber dem augenblicklichen Kurs erheblich 
steigerungsfahig sein. Man wird jedoch größte Zurückhaltung beob-' 
achten und zunachst einmal die Etatsberatungen, die Mitte Dezember 
stattfinden, abwarten müssen, um sich ein Bild darüber machen zu 
konnen, ob eine baldige Verzinsung oder Rückzahlung moglich ist. 


Scheckfälschungen, ihre Folgen und Verhütung. 

Überall in der Welt, nicht am wenigsten in Deutschland, nehmen 
die Fälschungen von Schecks, Wechseln, Geldanweisungen und anderen 
Dokumenten immer mehr zu, Fast täglich ersieht man aus den Tages- 
zeitungen, daß Firmen durch Schecklälschungen geschädigt werden. 
Man kann sogar behaupten, daß heute die Falschungen — hervor- 
gerufen durch die ganze wirtschaftliche Lage — größer sind als in der 
Inslationszeit. Der Leiter der Falschgeldabteilung der Reichsbank hat 
Scheckiälschungen als das Verbrechen der Zukunft bezeichnet. Man 
muß sich wundern, wie leichtsinnig Schecks selbst von großen Firmen 
ausgefertigt werden, Man erinnere sich nur, in wie geschickter Weise 
durch Rasuren und Änderungen 5 Dollar-Nöten in 50, 10 Dollarnoten 
in 100 Dollar-Scheine umgewandelt wurden. Es bestehen für den 
Scheckfälscher auch gar keine Schwierigkeiten, aus einem ausgefüllten 
Scheck ein Blankoformular zu machen. Dieses ist noch viel einfacher 
als die Fälschung einer Banknote. Ihm liegt daran, die rechtmäßige 
Unterschrift auf dem Scheck beizubehalten, damit er in den Besitz 
eines größeren Geldbetrages gelangen kann. Die Fälschungen werden 
in den meisten Fällen von solchen Leuten ausgeführt, die das Bank- 
wesen und die Organisation der Bank im allgemeinen sehr gut kennen. 
Neuerdings suchen sich die Schwindler nicht nur Banken, sondern 
auch Privatfirmen zum Opfer. Diese Spezialverbrecher sind mit allen 
Techniken der Papierverarheitung und des Drucks usw. bewandert, 
so daß sogar Schecks und sonstige Dokumente auf präpariertem Papier 
ausgeiertigt, sogenanntes Sicherheitspapier, welches bei der Bear- 
beitung mit Säuren sofort den Versuch durch Farbung u. dergl. kennt- 
lich macht, gefälscht werden. In Dublin ist kürzlich eine Fälscher- 
werkstatt aufgedeckt worden. Die Schwindler bestanden haupt- 
sächlich aus Franzosen und Engländern, dıe ihre Fühler nach allen 
Ländern ausgestreckt hatten. Wie tüichtig die Leute auf ihrem Gebiete 
waren, geht daraus hervor, daß sie sogar „crossed“ Schecks (Verrech- 
nungsschecks) fälschten, u. a. auch einen Scheck von Pfd. Sterl. 1.12.6 
auf Pfd. Sterl. 285.126. Der Stempel „Nur zur Verrechnung" wurde 
entfernt. Dieser Scheck wurde ohne weiteres in Dublin ausbezahlt. 

Bei Berliner Banken wurden kürzlich wiederholt kleine, Devisen- 
verkäufe getätigt. Es handelte sich in den meisten Fällen nur um 
20—30 Dollar. Die Verkäufer ließen sich kein bares deutsches Geld 
geben, sondern Dollar-Schecks auf Banken in Holland, England und 
Amerika. Die Banken, welche die Devisen kanften, glaubten, daß die 
von ihnen dafür gezahlten Schecks wie gewöhnlich an die ausländ. 
Banken gesandt werden wurden. Das geschah aber in diesem Falle 
nicht. Die Schecks dienten vielmehr den Devisenverkäufern lediglich 
zu Falschungen und Betrügereien. Die Schwindler entfernten die 
Summen sorgfaltig aus den Schecks — was mit ganz gewöhnlichen 
Chemikalien moglich ist — und änderten diese ın bedeutend hühere 
Summen um, die in die „Tausende“ gingen. Diese aufgefälschten 
Schecks gaben sie dann bei anderen Banken in Zahlung, die auf diese 
Weise um erhebliche Betrage geschädigt wurden. 

Vor derartigen Schädigungen glaubt manche Bank und Firma 
durch ihr Avis bewahrt zu bleiben, welches sie am gleichen Tage dem 
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betr, Bankhaus zustellt, wo der Scheck zahlbar ist. Dieses Bankhaus 
hat Anweisung, Schecks ohne Avis nicht auszuzahlen. Auch in solchen 
Fallen ist es vorgekommen, daß die Schwindler in den Besitz des 
Geldes gelangt sind, ohne daß das Avis gefälscht wurde. So wurde von 
den Schwindiern z. B. folgendes gemacht: Sie unterhielten bei einer 
Bank ein lebhaftes Konto durch Scheinüberweisungen. Eines Tages 
gaben sie der Bank den Auftrag auf Ausstellung von Devisenschecks 
Sie bestellten einen Scheck über emen kleinen Betrag, gaben gleich- 
zeitig Auftrag auf Ausstellung eines Schecks über eincn erheblich 
höheren Betrag in der gleichen Wahrung. Diese Manipulationen 
wurden gleichzeitig hei mehreren Banken vorgenommen. Die beiden 
Schecks wurden selbstverstandlich von der ausstellenden Bank der be- 
zogenen Bankavisiert. Die Schwindler fälschten nun den kleinen Scheck 
auf den Betrag des höheren. Die Schecknummer ebenfalls. Der Scheck- 
tälscher hatte also einen gefälschten und einen Originalscheck, beide 
über den gleichen höheren Betrag. Zur Vornahme der Fälschung war 
selbstverständlich Vorbedingung, daß beide Schecks auf ein und 
dasselbe Bankhaus lauteten. Der gefälschte Scheck wurde dem Kom- 
plizen ım Auslande geschickt, der diesen bei der betr. Bank vorzeigte, 
wo er zahlbar war. Da der Scheck von der ausstellenden Bank avisiert 
worden und die Fälschung so gut gemacht war, daß die bezogene Bank 
eine solche nicht festste'len konnte, wurde der Scheck ohne weiteres 
ausbezahlt. In demselben Augenblick, als der Komplize den gefälschten 
Scheck bel der bezogenen Bank vorzeigte, war der Schwindier mit 
dem Originalscheck bei der betr. Bank, welche den Scheck ausgestellt 
hatte, und bat unter irgendeinem Vorwand darum, daß man ihm 
Reichsmark geben mächte. Auch istes vorgekommen daß die Schwind- 
ler den Originalscheck in Verkehr gaben oder bei einer ganz anderen 
Bank verkauften. U. a. ist auch eine deutsche Großbank auf diese 
Weise um erhebliche Beträge geschadigt worden 

Manche Bank und Firma benutzt nun, um sich vor derartigen 
Fälschungen zu schützen, Perforjer-Zangen und Zahlen-Perforierer 
Es ist sogar erwiesen, daß selbst hierfür die Schwindler Mittel und Wege 
gefunden haben, um auch solche Dokumente zu fälschen, Jeder würde 
unbedingt annehmen, daß ein Scheck oder Dokument, welches nochmals 
den Betrag perforiert in Zahlen enthält, nicht gefälscht werden kann 
Es ist von den Schwindlern solches Papier mit den ausgestanzten 
Papierstückehen wieder zugesetzt und der erhöhte Betrag, nachdem 
das Papier eine entsprechende Behandlung erfahren hatte, mit der- 
selben Maschine dariiber geschlagen worden. Dieses ist noch leichter 
möglich, wenn, wie manche Banken und Firmen es handhaben, ein 
buntes Stückchen Papier auf der Rückseite gegengeklebt wird, welches 
den perforierten Betrag sichtbarer erscheinen läßt, In solchen Fällen 
hat der Schwindler sogar einen gummierten Untergrund, auf welchen 
er die Papierslückchen wieder setzen kann. Bei einer zweistelligen 
Zahl ist es nicht einmal nötig, Zahlen ader einen Stern, der bekanntlich 
vor und am Schluß des perforierten Betrages geschlagen wird, zuzu- 
setzen, da durch das Vorschlagen einer anderen Zahl die zweistellige 
Zahl in „Hundertstel“ verwandelt wird, Der Stern vor der Zahl gilt 
dann als Komma. 

Die Bankbestimmengen und auch das Gesetz lauten : „Alle Folgen 
und Nachteile des Abhandenkammens, der mißbräuchlichen Ver- 
wendung, der Fälschung und Verfälschung von Schecks, Scheck- 
vordrucken und des Vordrucks der Empfangsbescheinigung trägt der 
Kontoinhaber, Die Bank haftet nur für nachgewiesenes Verschulden 
und nnr in dem Maße, als es im Verhältnis zu anderen Ursachen an der 
Entstehung des Schadens mitgewirkt hat. Prominente Banken — man 
kann wohl sagen fast 90%, — und Firmen, die die große Gefahr bei Aus- 
stellung von handschriftlich geschriebenen Schecks erkannt haben, 
sind nun dazu übergegangen, die Wiederholung des Betrages in den 
Scheck oder sonstiges Dokument in Buchstaben hineinzuschneiden. 
Als wirksamste Sicherheitsmaßnahme wird der Todd-Schriftschutz 
angesehen. Die Todd-Schriftschutzmaschine schneidet die Wieder- 
holung des Betrages in Zweifarbendruck in das Papıer, und zwar die 
Währung schwarz und deu Betrag rot. Vor jeder Wiederholung des 
Betrages steht das Wort „Genau‘' resp. „Exactly“ usw. Eine unweg- 
nehmbare Farbe wird auf diese Weise in die Papierfasern geschnitten 
und von diesen aufgesogen, Diese Methode ist anerkannt als die 


schnellste, sicherste und angenehmste, unı Beträge auf allen Arten von 
Wertpapieren zu schützen, 


Der polnische Gutertarif 


ist, wie schon kurz erwähnt, mit Wirkung vom 1. Dezember d? Js 
(laut „Dziennik Ustaw‘‘ Nr 116) einer Abänderung und Vervollstart 

gung unterzogen worden. Dabei erfuhren auch die Transportsätze der 
inländischen Ausnahmetarife sowie der Ausnahmetarife für Export- 
waren eine Erhöhung, und zwar werden die Sätze für den Transport 
von Schlacken, gebranntem Gips, gebranntem Kalk, Backsteinen und 
Dachziegeln usw. von 65 auf 71 Groschen heraufgesetzt, für den Rüben- 
transport von 103 auf 115 Groschen, für den Transport von Kalisalzen 
von 113 auf 119 Groschen. Für die Ausfuhr von Kartoffelfiocken wird 
der Transportsatz von 170 auf 190, der von 224 auf 240 Groschen er- 
höht, für den Zucker-Export erhoht sıch der Satz von 280 auf 310 
Groschen, tür den Export von Melasse von 105 auf 115 Groschen, fur 
den Export von Spiritus von 280 auf 310 Groschen, für die Eier-Aus- 
fuhr von 224 auf 245 Groschen. Nach dem geänderten Exportatsnahme- 
tarif für den Transport von Kohle usw. bis zu den Stattonen im Gebiet 
des Freistaates Danzig werden die Frachten fir die ganze zurückgelegte 


Strecke für Stein- und Braunkohle sowie für Kohlenbriketts nach dem 
Satz des Ausnahmetariis 9, für Koks nach dem Ausnahmetarit 10, 
für Kohlen- und Koksstaub nach dem Ausnahmetarif 11 berechnet. 
Für die Ausfuhr von Zement wird die bisher geltende Frachtermäßi- 
gung von 40 auf 30%, herabgesetzt. Die Sätze für die Ausfuhr von 
Alteisen erhöhen sich von 103 auf 113 Groschen, für die Ausfuhr von 
Eisen, zu Abschnitt a) von 168 auf 183 Groschen, zu Abschnitt b) von 
225 auf 240 Groschen und von 300 auf 320 Groschen, für die Zink-Aus- 
fuhr von 335 auf 270 Groschen. Für den Transport von Baumwolle 
werden die Sätze zu Abschnitt b) von 483 bzw. 627 auf 530 bzw. 685 
Groschen erhoht, für den Export von Ropgenmehl von 265 auf 292 
Groschen. 


Weiterer Ausbau des polnischen Eisenbahnnetzes, 

Die Gesellschaft tür Zufuhrbahnen hat ein neues Projekt für 
den Bau der Eisenbahnlinie Warschau — Radom fertiggestellt. Die 
neue Linie sall von Warschau bis nach Galkow gehen, dort die Kjein- 
bahnlinie Grojec schneiden und dann über Warka (a. d. Pilica) direkt 
nach Radom führen. Die Länge der projektierten Eisenbahnlinie 
beträgt 95 km. Nach Erlangung der Konzession für diese Bahn soll 
die Ausführung einem ausländischen Konsortium übergeben werden, 
Der Bau der elektrischen Bahn Warschau—Grodzisk nähert sich 
seinem Ende. Auch die Eisenbahnlinie Czersk— Bonk fin Pommerellen), 
die von der Firma Frankowski & Co. in Bromberg gebaut wird ist 
beendet. Die Linie ist eingleisig und 21 km lang. Die Inbetriebnahme 
erfolgt höchstwahrscheinlich Ende d. Js. oder Anfang des nächsten 
Jahres. Die neue Eisenbahnlinie hat eine besondere Bedeutung fur 
den dortigen Holzhandel, da sıe eine Verbindung nach Danzig her- 
stellt. Bej der Wilnaer Wojewodschaft ist das Projekt zum Bau einer 
neuen Eisenbahnlinie Wilna— Ejszysk— Radun eıngelaufen, 


Polens Luitverkehr. 

Polens Luftverkehr wird zurzeit in Anbetracht der beginnenden 
Wintersaison nur noch mit 6 anstatt 7 Linien durchgr fuhrt, Es werden 
jedoch ın den kommenden Monaten noch weitere Reduktionen vor- 
genommen werden müssen. Der Verkehr entwickelte sich im Laufe 
des Sommers recht günstig und erreichte seinen Höhepunkt im Juli 
und August mit je 357 Flügen. Die längsten Flugstrecken mit 126 640 
Kilometer oder durchschnittlich 353 km je Flug wurden im August 
erzielt, während der Juli die hochste Passagierbefürderung mit 883 Per- 
sonen aufweist. Im Oktober war die Anzahl der Flüge auf 353, die 
zurückeelegte Flugstrecke auf 88 275 km und die Zahl der beförderten 
Passaglere bis auf 736 gesunken. An Waren wurden 18087 kg, an Flug- 
post 73 kg transportiert. 


Die polnischen Paßgebühren fur die Ausreise 


werden voraussichtlich nunmehr doch endlich ermäßigt bzw. die Er- 
langung von Passen zu ermaßigten Gebühren erieichtert werden. 
Nach einer Information der „Republika“ soll sich die Warschauer Re- 
glerung überzeugt haben, daß die Ausseisebeschränkungen die Wirt- 
schaftslage keineswegs giinstig beeinflußt haben, Allerdings ist mit 
starkem Widerstand der Verwaltungen der polnischen Kurorte zu 
rechnen. 


Zur Behebung des Waggonmangels in Rumanien 
hat die rumänische Eisenbahnverwaltung mit der deutschen, 


- tschechoslowakischen und polnischen Eisenbahnverwaltung soeben 


einen Vertrag abgeschlossen, nach dem sie 6000 Güterwagen zur Miete 
überlassen bekommt. Diese Waggons werden schon in den nächsten 
Tagen in Rumanien eintreffen und sind ausschließlich für den Trans- 


port zu Ausfuhrzwecken bestimmt. 
[E0 =r] 


Verbandsnachrichten 


Statut der Sterbekasse. 


Wir veröffentlichen hiermit das Statut der Sterbekasse, 
die laut Beschluß des Vorstandes ihre Tatigkeit mit dem 
1. Januar 1927 begiont. Wir bitten um rechtzeitige Anmel- 
dung unter Benutzung des dieser Zeitung beiliegenden Vor- 
druckes. Der erste Vierteljahrsbeitrag in Hohe von 3 zł ist 
bis zum 8. Januar an das Verbandsbüro, ul. Skośna 8, oder auf 
das Postscheckkonto der Bank fur Handel und Gewerbe 
Nr, 200490 mit dem Vermerk „Sterbekasse des Verbandes 
für Handel und Gewerbe“ einzuzahlen, 

Gemaß $ 2 der Satzung des Verbandes für Handel und 
Gewerbe hat dieser Verein eine Sterbekasse gegründet mit 
nachfolgender Geschafisordnung: 


a 

Kassenmitglieder konnen außer den Vereinsmitgliedern 
auch ihre Frauen und unverheirateten Töchter werden. Im 
Falle des Ablebens eines Verbandsmitgliedes konnen seine 
in die Sterbekasse aufgenommenen Familienangehörigen durch 
Beitritt zum Verband ihre Rechte an die Sterbekässe sichern: 
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Zweck der Kasse ist, beim Ahleben von Mitgliedern der 
Sterbekasse den Hinterhlichenen, die für das Begrabnis zu 
sorgen und alle daheı vorkommenden Ausgaben zn bestreiten 
haben, eine Beihilfe zu gewahren. Ein klagbarer Rechts- 
anspruch besteht nicht: beide Teile verzichten ausdrneklich 

auf den Rechtsweg bei Austragung von Streitigkeiten. 


§ 3. 


Die Aufnahme erfolgt auf Grund einer schriftlichen Bei- 
tritiserklarung durch Beschluß des Vorstandes des Ver- 
bandes für Handel und Gewerbe. Der Vorstand hat das Recht. 
die Aufnahme ohne Angabe von Gründen abzulehnen. 


ga. 

Der Austritt aus der Sterhekasse erfolgt durch schriftliche 
Mitteilung an den Vorstard unter Einhaltung einer drei- 
monatlichen Frist mit Wirkung zum Schluß des Geschafts- 
jahres. 

Mit dem Ausscheiden aus dem Verbande für Handel und 
Gewerbe erlischt die Zugehörigkeit zur Sterbekasse. 

Der Vorstand kann Mitglieder. die den Interessen der 
Sterbekasse zuwiderhardeln, ausschließen. ins besondere 
g Mitglieder, die mit der Zahlung der Beitrage im Verzug 
sind. 


85. 
Der Beitrag betragt vierteljabrlich Zloty 3,— und ist 
in der ersten Woche eines jeden Quartals im voraus zahlbar. 
Der Vorstand ist ermachtigt. den Beitrag zu ermaßigen, 
wenn ein Mitglied in Not gerat, In diesem Falle ist sofort ein 
dierbezüglicher Antrag an den Vorstand zu richten. 


‘6. 

Das Sterbegeld hetragt Złoty 300,— , welcher Betrag den 
durchschnittlichen Kosten einer hurgerlichen Beerdigung 
entspricht, Er ist innerhalb 8 Tagen gegen Vorzeigung der 
Sterbeurkunde, Mitgliedskarte der Sterbekasse und der 
Isis Beitragsquittung gegen Emplangsbescheinigung zahl- 

ar. 
g7. 

Jedes Mitglied hat bei Eintritt in die Sterbekasse schrift- 
lich zu erklaren, wem der Betrag ausgehandigt werden soll. 
Liegt eine solche Erklarung nicht vor, ader ist der Genannte 
fortgefallen, so ist der Vorstand ermachtigt, über die Aus- 
zahlung nach eigenem Ermessen zu verfügen oder die nach- 
gewiesenen Beerdigungskosten bis zur Hohe des Sterbe- 
geldes selbst. zu begleichen. 


ga. 
Der Vorstand und Beirat des Verbandes für Handel und 
Gewerhe verwalten gleichzeitig auch die Sterbekasse. 
In der Mitgliederversammlung des Verbandes ist immer 
ein Bericht. über den Stand der Sterbekasse zu erstatten. 


89. 

-Der Kassenbestand der Sterbekasse ist getrennt von dem 
ührigen Vermogen des Verbandes fur Handel und Gewerbe zu 
verwalten und bei Auflosung der Sterhekasse unter deren Mit- 
glieder nach der Hohe der von ihnen geleisteten Zahlungen zu 
verteilen. 

§ 10. 
Die Auflosung der Sterbekasse darf nur in einer beson- 
deren Mitgliederversammlung erfolgen durch Beschluß) von 
vier Funfteln der erschienenen Mitglieder. 


Am Dienstag, den 4. Januar 1927, findet in der 
Grabenloge, nachmittags 5 Uhr, cine Sitzung des Beirats statt 
mit folgender Tagesordnung: 

1. Geschaftsbericht: 

2. Festsetzung der Mitgliederbeitrage für 1927. 

3. Verschiedenes. 

Abends 8 Uhr findet in denselben Raumen eine Ver- 
sammlung der Ortsgruppe Posen des Verbandes statt. an dem 
ein Vortrag über das neuc Stempelstenergesciz gehalten 
werden wird. Selbstverstardlich eind Mitglieder anderer Orts- 
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an dem Vortrag haber, herzlich will- 


gruppen, die Interess g 


kommen. 


Iın Hinblick darauf, daß Anfang nachsten Jahres die Um- 
satzsteuererklarungen für das Jahr 1926 abgegeben werden 


sen, bringen wir zur Kenntnis, daß wir deutsche Uber- 
Wir 


mü 
setzungen der amtlichen Formulare vorrätig hahen. 
bitten bei Bedarf sich an das Verbandsbüro zu wenden. 


Berichtigung. 

In der vorigen Ausgabe ist in der Liste der neugewahlten 
Beirate Herr Steinsetzmeister Tonn. Rogasen irrtümlich mit 
falschem Vornamen aufgeführt worden. Es muß richtig heißen: 
Otto Tonn. 

Aus den Ortsgruppen. 


Czaruikau. Monatsversammlung am 27. Nov. 1926. 
Die heutige Manatsversammlung war von 53 anwesenden 
Mitgliedern besucht. Zu Punkt 1 wurde über die Verbands- 
tagung in Posen gesprochen und vom Obmann ein zahlreicher 
Besuch derselben gewünscht. Ein vom Schriftfuhrer formu- 
lierter Antrag für die Verbandstagnng wurde angenommen, 

Zu 2 wurde die Beschaffung eines Exemplars „Das neue 
Stempelsteuergesetz‘“ für die Ortsgruppe heschlossen, des- 
gleichen wurde beschlossen, die Zeitschrift „Der deutsche 
Exparthandel“ für die Ortsgruppe zu abonnieren, 

Zu 3 wurde beschlossen, am 3. Weihnachtsfeiertag, nach- 
mittags, eine Kinderbescherung und um Abend einen Familien- 
abend gemeinsam mit dem deutschen Theaterverein, welcher 
ein Singspiel auffübren wird, zu veranstalten. 

Weiter wurde heechlossen. gemeinsam mit der Orts- 
gruppe für Handel und Gewcrhe ein Fustnachtevergnügen 
im Laufe des Winters zu veranstalten. Zur Vorbereitung 
wurden die Herren Gadel, Graper, Kuralewski, Karaenke 
und Rotschild gewahlı. 

Zu 4 hielt Herr Pastor Knapp aus Huta einen Vortrag 
uber polnische Geschichte. Dieser Vortrag hielt alle An- 
wesenden von Anfang bis zum Schluß in großer Spannung 
and fand zeichen Beifall, Herr Nürnberg sprach dem Herrn 
Pfarrer den Dank der Versammlung aus und bat ihn, uns 
ofter mit einem so helebrenden Vortrag zu erfreuen. 

Zum Schluß gab unser Mitglied Deuß bekannt. dal am 
25. November 1926 seine Buchhandlungsfirma in Czarnikau 
80 Jahre besteht und nahm die Glückwünsche der Ver- 
sammlung entgegen. 

Nach Schluß der Tagesordnung faud noch ein geselligos 
Beisammensein statt. 


rischaitsnachrichten 


Der Zloty. 


Immer häufiger drängen sich in der polnischen Presse, wenn auch 
noch ziemlich schüchtern, kritische Betrachtungen hervor, die trotz 
der verhalinismäßig günstigen letzten Ausweise der Bank Polski, die 
Sicherheit des Zloty ın Zweifel ziehen. Auf die Gefahren, die dem Zloty 
von seiten der keineswegs fest gegründeten nnd stets nur auf Optimis- 
mus frisierten Staatsfinanzen drohen wollen, wir heute nicht naher 
eingehen, Wir erwahnten aber schon früher, daß ein besonderer Aus- 
schuß des Miuisterkabmetts sich bereits mit der Vorbereitung van 
Maßnahmen beschaftige, die für den sicher in nicht allzu ferner Zukunft 
eintretenden Fall zu ergreifen waren, daß die Außenhandelsbilanz auf- 
hori aktiv zu sein. Hier droht in der Tat die neue große Gefahr ftir 
den Ziotykurs, wenn sie auch m der Devisenbewegung der polnischen 
Emissionsbauk augenblicklich noch nieht zum Ausdruck gekommen 
ist. Wenn man in Warschau heute (trotz aller Demenlis!) wieder ernst- 
lich daran denkt, die Bstimmungen über deu Devisenverkehr nament- 
lich in der Richtung einer scharferen Erfassung der durch den Export 
erlangten auslandıschen Valuten zu ändern, so bedeitet das in Wirk- 
lichk“it nicht anderes als nach schlecht bewährtem Grabskischen 
R:zept — die Symptome der Krankheit für eine gewisse Zeit zu mil- 
dern, ohne die eigentliche Ursache des Leidens zu hekämpien. Ganz 
abgesehen davon, daß solche neuerliche Zwangstingriffe, wie die Er- 
fahrung zur G'nüge bzwiesen hat, nur neue Beunruhigung imd über- 
flüssige Erschw-rungen für das Wirtschaftsleben schaffen. Die wirk- 
lich: Prob'emst-Ilung ist vielmehr die, ob man mit den bisherigen wirt- 
sehaftspolitischen Methoden weiterhin eine Aktivität der Handels- 
und Zahlungsbilanz sichern kann oder diese Methoden andern muß, 
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Schon angesichts der September-Bilanz halle kürzlich die Wachen- 
schrift „Kupiec“ mit Recht eine furtschreitende Entwicklung zum 
Schlechten konstatiert, und zwar suwohl hinsichtlich der absoluten 
Ein- und Ausiuhrzahlen wie deren Relatıvität. Noch deutlicher wırd 
jetzt die Lodzer „Republika“, die noch einmal die stark abfallende 
Kurve der Aktivsälden von Juli (85.2 Millionen Goldzioty) his Ok- 
tober (15.7 Mill. G.-ZŁ) varführt und der (bis jetzt noch nicht vor- 
liegenden) Handelsbilanz für November mit der offenen Befürchtung 
entgegensieht, daß sie nur noch sehr ktiv oder gar schan passiv 
sein werde, G>gentiber den minimalen Aktivsalden der letzten Monate 
bezweifelt das Blatt aber auch stark, ob die Zahlungsbilanz noch über- 
haupt aktiv sei, und knüpft daran fulgende Betrachtungen : 

Ob durch Reglementierung der Einfuhr nach Polen der polnischen 
Zahlungsbilanz zu helfen sei, müsse als zweifelhaft gelten. Im Herbst 
1925 hatten die Importeinschrankungen unbestritten (?) als Radikal- 
mittel gewirkt, nicht aber für langere Dauer. Um den polnischen Ex- 
portartikeln Ahsatzgebiefe im Auslande zu schaffen, mußte ver- 
schiedenen Staaten die Eiufuhr nach Polen erleichtert werden. Polen 
mußte ihnen so große Kontingente für die Einfuhr freigeben, daß die 
Wirksamkeit der Bestimmungen über, die Importbeschränkungen 
immer geringer wurde. Dabei muß man sugar noch berücksichtigen, 
daß infolge der niedrigen Inlandspreise sich für einc ganze Anzahl von 
kontingentierten Waren die Einfuhr garnicht Iahnte, Aber inzwischen 
haben sich die polnischen Preise denen des Auslandes immer stärker 
genähert, so daß auch dieser Schutz allmählich verloren geht. Auf der 
anderen Seite zeigt auch die freic Einfuhr (d. h. von nicht kontingen- 
tierten Waren) nach Polen eine beträchtliche Zunahme, namentlich 
in Wolle und Baumwolle, Metallerzen u. dergl. Das erscheint im In- 
teresse der Handels- und Zahlungsbilanz umso bedenklicher, als die 
aus diesen Einfuhrgütern verarbeiteten Waren nicht wieder exportiert, 
sondern zu allergroßtem Teil im Inlande verbraucht werden. Mit der 
wachsenden Zwecklosigkeit der polnischen Importbeschränkungen 
geht je länger je mehr eine Beschränkung der Ausfuhrnöglichkeiten 
Hand in Hand. Schon sicht man manche der durch die polnische Im: 
partpolitik verargerten Staaten im Begriff, die ursprunglich langfristig 
abgeschlossenen Kohlenlieferungsverlräge aufzuheben und die Auf- 
träge wieder nach England zu vergeben. Baedrohlich erscheint weiter, 
daß die Getreideaustuhr gegenwärtig fast vollkommen aufgehart hat 
und sogar aus Ungarn und Rumänien Roggen cingefuhrt wird. Diese 
Liste der Anzeichen für cme weitere Verschlechterung der polnischen 
Handelsbilanz, dje hier von dem Lodzer Blatt aufgeführt wird, konnten 
wir noch durch den Hinweis darauf vervollständigen, daß in den ersten 
9 Monaten dies hres gegenüber der Vergieichszeit 1925 der Export 
von industriellen Fertigfabrikaten von 208.1 auf 115.8 Millionen Gold- 
zloty gesunken ist und daß, auch die Hoizansiuhr wertmaBig einen be- 
deutenden Rückgang aufzuweisen hat. Die „Republika meint zwar, 
daß die Gefahr, die aus all diesen Gründen dem Zloty droht, noch nicht 
erade direkt vor der Fur stehe, weil insbesondere dic ginstige Kon- 
oki für den Kohlenbergbau cs ermoglicht habe, cine gewisse 
Devisenreserve zur Stützung des Zloty aufzuspeichern. Das Blatt ist 
aber einsichtig genug, gleichzeitig darauf hinzuweisen, daß der 
enn Devisen- und Valulenhestand der Bank Polski am 
1, Januar 1925 254 Millionen Zloty betragen, am ). Januar 1026 aber 
ein Defizit von 2,8 Mililonen gehabt habe, das Im späteren V, rlauf des 
Jahres sogar noch wesentlich grdßer wurde. Wenn auch der Überschuß 
der Devisen- und Valutenkunten der Emusslonsbank nach ihrem letzten 
Ausweis wieder etwas über 106 Millionen Zloty erreicht hat, so muß man 
doch objektiverweise zugeben, daß die Bank Polski heute eine be- 
deutend schwächere Stütze für den Ztotykurs ist, als sie cs 1925 noch 
was, Die mit der ungünstigen Gestaltung der Händelsbilanz zusammen- 
hängenden Brfürchlungen wegen der Sicherheit des Zloty werden 
übrigens auch in einem sachen in der Warschauer „Rzeczpospolita“ 
erschienenen Artikel geteilt. 


Die polnische Streichliolzindustrie 


hat von jeher zu den vielen Sorgenkindern der Warschauer Regierung 
gehnrt,. Lange Zeit konnte sie sich nur mit schweisten Opteru gegen 
die weit billiger fabrizierende atısiändische Konkurrenz behaupten. 
Wiederholt kam es zu Stillegungen des großten Teiles der Betriebe, 
wabei allerdings auch die Schwierigkeiten der Versorgung mit Espen- 
holz eine große Rolle gespielt haben. Wie uoch erinnerlich, mußte die 
Regierung schließlich durch scharfe Maßnalımen, hohe Ausfuhrzälle 
amd sogar Ausfuhrverbote, die Holzversorgung dieser Industrie sicher 
stellen. Trotzdem entging auch sie nicht dem Schicksal des großen 
internationalen Vertrustungsprozesses, als die Grabskische Finanz- 
diktatur wieder einmal in argen Geldnöten sich veranlaßt sah, ein 
Zündholzmonapo! einzuführen, dessen Bewirtschaftung der schwedisch- 
amerikanischen Gesellschaft „International Match Courporalion‘“ aui 
20 Jahre nberlassen wurde. Diese Verpachtung des FZimdholzmonapols 
hat schon im Frühling dieses Jahres einmal zu heftigen Auftritten im 
Warschauer Sejm geführt, wobel gegen den früheren Minister- 
präsidenten Grabski und einen Abteilungsleiter im Finanzministerium 
sehr schwere Beschuldigungen erhoben wurden. Vor einigen Tagen hat 
nun der eigens zur Untersuchung der Amtsführung Grabskis eiuge- 
setzte parlamentarische Ausschuß sogar den Antrag gestellt, gegen den 
Exminister ein strafrechtliches Verfahren wegen Schädigung des 
Staatsschatzes einzuleiten. Anlaßlich dieser Affäre dürfte es von In- 
teresse sein, einen kurzen Rückblick auf die Entwicklung der polnischen 
Streichholzindustrie zu werfen. Vor dem Kriege gab es in Kongreß- 
polen nur 3 Fabriken, nämlich in Czenstochau, in Mszczonów und in 
Międzyrzec, in den ostlichen Gebieten. 2, natnlich in Pinsk und Slonim. 
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1913 entsland noch in Blonje ein neuer Betrieb. Diese sechs Werke 
zusammen vermechten den Inlandsbe darf nur zu eiwa 30 Prozent 
zu decken, 1922 gah es auf dem gesamten Territorium der Polnischen 
Republik bereits 16 Fabriken, die alsbald genöfigt waren, für einen 
großen Teil ihrer Produktion Ahsatz iin Ausland, besonders in Frank- 
reich, Holland und England, zu suchen. 1923 war die Zahl der Fabriken 
schon aut 19 gestiegen, die insgesamt 170 693 Kisten (zu 5000 Schachteln) 
herstellten und in diesem Jahre 21 226 Kisten ausführten, während 
noch 7967 Kisten zur Einfuhr gelangten. Nach Beendigung der pol- 
nischen Inflation und Einführang des Złoty zu Anfang 1924 wurde die 
polnische Zindholzindustrie auf den Auslandsmärkten konkurrenz- 
unfahig und verlor sogar einen sehr großen Teil ihres Inlandsabsatzes. 
Nach der Einführung des Monopals im Jahre 1925 wurden nur noch 
10 Fabriken in Betrieb erhalten, deren Produktion sich in der ersten 
Hälfte 1926 auf 74311 Kisten belaufen hat, Ein Import findet nicht 
mehr statt. Die Ausfuhr besteht hauptsächlich in Lieferungen an die 
rumanische Monapolverwaltung. Die Preispaltik der Kanzessions- 
gesellschaft ist, wie schon früher mehrfach erwähnt wurde, in der pol- 
nischen Presse heftig beiehdet worden. Auch sollen eine Reihe von 
Verstoßen gegen die Vertragshestimmungen, wodurch einige der still- 
gelegten Fabriken und dte beschaftigungsios gewordenen Arbeiter ge- 
schädigt warden seien, vorliegen. 


| Internationale Wirtschaftsnachrichten. | 


Der Wiederaufbau des euiopaischen Geldmarkies. 

Wenn der europäische Geldmarkt auch noch von „normalen‘“ 
Verhältnissen, als welche etwa die Zustände in der Varkriegszeit gelten 
konnen, weit entfernt ist, so macht sich doch cme zunehmende Kon- 
solidierung immer stärker bemerkbar. Hauptsächlich der Markt für 
kurzfristige Gelder nähert sich immer mehr einem für die europäische 
Wirtschaft ertraglichem Zustande, während man das v. den langfristigen 
‚Geldern leıder nach nicht in dem gleichen Maße behaupten kann. Eine 
Übersicht über die Diskontrate für erstklassige Industrie- und Handels- 
Wechsel, die von dem amtlichen „Federal Reserve Bulletin‘ heraus- 
gegeben worden ist, zeigt das klar. Wenn die diskontierten Papiere 
auch nicht immer der gleichen ag Een so wird iiber die 
Gesamttendenz doch ein ziemlich klarer 
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Das auffallendste Moment m der vorstehenden Übersicht ist der 
starke Rückgang der Diskontsätze in den van der Inflation mitge- 
nommnenen Ländern Deutschland, Österreich und Ungarn. Die Dis- 
kontsätze für deutsche erstklassige Bankakzepte sind gegen Ende 
des Jahres auf einen Punkt gesunken, wo kaum noch eine Differenz 
mit dem englischen Geldmarkt festzustellen ist, und auch die oster- 
reichischen und ungarischen Diskoutsätze haben die normalen Verhält- 
nisse beinahe wieder erreicht. Um so erstannlıcher ist es, daß kernerlei 
Wirkungen hei den Ländern mit fester Währung zu beobachten sind. 
Die holländische und Schweizer Diskontrate zeigen nur die üblichen 
saisonmaßigen Schwankungen, und die Aufwärtsbewegung der eng- 
lischen Diskontsatze ist Icdiglich durch zwei spezielle Gründe verur- 
sacht warden, nämlich erstens durch die Rückkehr zum Goldstandard 
ım Jahre 1925 und zweitens durch den Kahlenstreik dieses Jahres, 

Von Fachleuten ist vorausgesagt worden, daß der Rückgang der 
Diskontsätze auf den von der Inflation mitgenommenen Geldmarkten 
eine Aufwärtsbewegung auf den übrigen Geldmärkten zur Folge haben 
miisse, Dieser nivellierende Einf!uß ist jedoch zum großten Teil aus- 
geglichen, nicht zuletzt natürlich infolge der amerikanischen Kredit- 
politik, dann aber auch, weil sich in Deutschland vor allen Dingen 
wieder ein gesunder innerer Geldmarkt ausgebaut hat. Die Depositen 
der Deutschen Bank sind gegenwärtig auf 80%, der Vorkriegszeit ge- 
stiegen und zeigen eine weiler steigende Tendenz. Ahnlich, wenn auch 
nicht gleich günstig, ist es in Österreich und Ungarn. Zu halfen Ist 
allerdings, daß sich der günstige Eintluß der Sieclerersja diia der 
Depositen-Einlagen auch aui dem langfristigen Geldmarkt baldigst 
auswirkt. 

Polen nimmt in der Entwicklung des Privatdiskontes eine be- 
sondere Stellung ein; denn erstens sind wir das einzige Land in Europa, 
hei dem die stabilisierte Währung einer neuen Inflation verfiel und 
zweitens sind die angeführten Sätze nicht das Spiegelbild von Angebot 
und Nachfrage, sondern gesetzlich festgesetzte Hächstsätze, deren 
Überschreitung mit empiindlichen Strafen belegt ist. Zu diesen Sätzen 
sind auch Kredite ner zu crhallen, so weil die Bank Polski, die als 
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einzige kapitalkräftige Ban k den gesamten Geld- und Kreditverkehr im 
Lande kontrolliert und beeinflußt, die gewahrten Kredite redıskon- 
tiert. Privatbanken sind nicht in der Lage, aus eigenem Vermogen 
Zlotykredite zu diesen Satzen zu gewähren. Die Gefahr der weiteren 
Ziotyentwertung würde sie zur Einrechnung einer erheblichen Resi 
prämie berechtigen. Die neue Inflation und die Möglichkeit des weı- 
teren Sinkens des Ziotykurses hat es in Verbindung mit der gesetz- 
lichen Höchstgrenze der Zinssätze zuwege gebracht, daß die Bauk 
Polski, die einzige Bank ist, die Zlotykredite gewährt. Alle privat- 
banken sind aus Selbsterhaltungstrieh gezwungen, Kredite nur in Fest- 
valuta herzugeben. Auch in diesem Falle schwanken die Zinssatze 
ganz außerordentlich, denn die zur Verfügung stehenden Summen sind 
lächerlich gering Im Verhältnis zum Kreditbedart. Die sprunghafte 
und uneinheitliche Wirtschaftspoltik der Regierung läßt auch keine 
Aussicht auf baldige Gesundung unseres Wırtschaftslebens zu. Daher 
bleibt die Beurteilung der Kreditwürdigkeit bis auf weiteres 
ein schwieriges Problem. 


Eine umwalzende Erfindung in der Gummiindustrie. 


In Amerika ist soeben unter Beteiligung der Anode, der englischen 
Anode Rubber-Company, der Goodrich Rubber Company und der 
Eastman Codak, eine Gesellschaft gegründet worden, welche den 
Namen „American Anode Inc" trägt. Das Ziel der neuen Geseilschait 
besteht in der praktischen, kaufmännischen Auswertung der Er- 
findung eines ungarischen Chemikers. Das Prinzip des neuen Patents 
wird dahin gekennzeichnet, daß auf elektrolytischem Wege Kautschuk 
zum negativen Pol gefiihrt werden soll. Diesem negativen Pol, also 
der Anode, kann audererseits jede beliebige Form gegeben werden, 
natürlich unter anderem auch die Form eines Rades. Es sollen Gu- 
mierzeugnisse hergestellt werden konnen, welche so diinn wie ein Blatt 
oder sa dick wie Autoreifen sind, Die letzten Aktien-Steigerungen 
der englischen Dunlop-G:sellschaft werden auf die neue Eriindung 
zurlickge fuhrt. 


Deutschland an erster Stelle im Rußland-Import. 


Im Wirtschaftsjahr 1925,26 gingen über die europaischen Grenzen 
nach Europa Waren im Werte von 673.8 Millionen Rubel. Die wichtig- 
sten am Export b2teiligten Länder waren Deutschland mit 179.2, Eng- 
land mit 175,4, U. S. A. mit 119.9, Agypten mit 26,6, Italien mit 23.2, 
Schweden mit 20,4, Frankreich mit 19, Tschechosiowakei mit 18.1, 
Österreich mit 16,8, Finnland mit 14.7, Polen mi 9.2, Holland mit 
6,8, Lettland mit 6,5, und die übrigen Staaten mit 86.9 Millionen zu- 
sammen. Unter anderem wurden eingeführt an Rohbaumwalle für 
104.5, Leder 41.6, Baumwollstoffe 38.4, Wolle 31, landwirischaftliche 
Maschinen 28.9, Traktoren 13.8, unedie Metalle 28.7, Papier und 
Pappe 27.5, Kautschuk 26.2, Tee 20.3, Baumwollgarn 17,5, Farbe 
15,8, Automobile 12.8, Wollgarn 11.5 und Eisen, Stahl und Gußeisen 
für 9,9 Millionen Rubel. 


Fünitage-Woche in Amerika. 


Das internationale Arheitsamt hat soeben in seiner Wochen- 
schrift „Industrial and Labour Information“ Einzelheiten iber die Be- 
strebungen der amerikanischen Werke zur Einführung der Fünftage- 
woche veröffentlicht. Danach soll bereits im Staate Neuyork sowie in 
Kanada in gewissen Iudustriezweigen die Fünitage-Woche durchge- 
führt sein, Speziell fur die Fordwerke trifit diese Tatsache zu. Bekannt- 
lich sind gegenwärtig in den Fardwerken 250 000 Arbeiter nur 5 Tage 
oder 40 Stunden in der Woche beschaftigt. Sonnabend und Sonntag 
sind arbeitsfrei. Sobald die Produktion unter dem neuen System der 
unter dem alten gleichkummt, beabsichtigt Ford, dieselben Löhne wic 
früher zu bezahlen. Ford erklärt, dieses System aus Sparsamkeits- 
gründen cingeflihrt zu haben. Nach seinen Angaben genügt eine 
Steigerung der Produktion an sich nicht. Wenn eine Wirtschaftskrise 
vermieden werden soll, muß auch eine Verbrauchssteigerung statt- 
finden. Ein sehr betrachtlicher Teil der erzeugten Industriewaren 
wird von den Lohnarbeitern verbraucht; ihr Verbrauch und ihre Be- 
dürfnisse nehmeu in demselhen Verhaltnis zu, wie ihre Löhne steigen 
und ihre Freizeit ausgedehnt wird. Der Vorsitzende des Amerikanischen 
Gewerkschaftsbundes soll zu den Ford’schen Plauen erklärt haben, 
daß diese Neuerungen eine unmittelbare Folge der Propaganda der 
amerikanischen Arbeiter sei, welche die Durchführung der Fünftage- 
Woche anstrebten, namentlich im Bergbau, ım Baugewerbe und in 
der Autamobilfübrikation. 


Die polnischen Einfuhrverbote. 


Die Handelskammer in Danzig teilt folgendes mit: 

„Am 6. v. Mts. ist der tschechisch-polnische Handelsvertrag in 
Kraft getreten, der für Polen und Danzig Geltung hat. In dem tsche- 
chisch-polnischen Handelsvertrage sind im Ganzen 3 Listen mit Waren 
enthalten, die bei der Einfuhr nach Danzig und Polen Zollermäßigung 
genießen. Außer diesen 3 Listen ist ım franzüsisch-nulnischen. Handels- 
vertrag eine Warenliste mit Konventionszollermäßigungen ausgeführt. 

Da Polen die Handelsverträge auf der Basıs der Meistbegünstigung 
abgeschlossen hat, gelten diese Konventionszollermäßigungen für jeden 
Handelsvertragsstaat. 
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Wir erlauben uns darauf hinzuweisen, daß im Auftrage der Handels- 
kammer zu Danzig von dem Syndikus der Kammer als Nachtrag zum 
polnischen Zalltarif eine zusammenfassende Darstellung über die für 
Danzig und Polen geltenden Konventionsz« Ilermäßigungen in deutscher 
Sprache herausgegeben ist, In dem Arhang dieses Werks ist ferner 
eine Uebersicht über die zus Zufuhr nach Danzig und Polen verbotenen 
Waren euthalten. 


Dieses Werk, betitelt „Die polnischen Handelsvertragszölle und 
Einfuhrverhote“, kann zum Preise von & z| durch die Auskunftsstelle 
der Handelskammer b>zogen werden. 
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Fortsetzung der Konzentration in der deufschen 
Wirtschaft. 


{W K) Es hat den Anschein, daß die etwa seit dem Spatherhst 
des vergangenen Jahres dauernde jüngste Konzentrationsperiode der 
deutschen Wirt a! 1 Abschluß gekommen 
ist, Zwar sind, wie die Diskonto-Gesellscha rem letzten Monats- 
bericht ausführt, durch die Zusammenschl des letzten halben 
Jahres keine neuen Gebilde entstanden, en Große an die der Ver- 
einigten Stahlwerke und des Farbenteusts init ihren der, Milliarden 
grenze nahekommenden Kapitalhetragen heranreichten er auch 
in den Trausaktionen, die zur Entstehung neuer 
bilde weit kleineren Forma ilihren, kommt das 
sammenlassung und Siarkung der wirtschaftliche 
Krafte ebenso deutlich zum Ausdruck 

Der große Zusammenschluß in der rhein 
industrie fand durch weitere unter 
tulgende Zusammenfassungen in r 
deutschen Eisenindustrie seine T 
aber die Konzentiationsb>wegung auch auf das große Feld der verar- 
bzilenden Industrien ühergegrilfen. Zusammeuschlusse in der Brau- und 
der Spritindustrie, der Linoleum, der Waggonindustrie, der optischen 
Industrie, der Mühlenindustele, der Autnmohilindustrie sind einander 
in raschem Tempu gefolgt. Auch in der notleidenden Weritindustrie, 
in der bisher alle derartigen Bestrebungen gescheitert waren, scheint 
sich neuerdings die Verständigung anzuhahnen. Aus einer sebr großen 


und finanziellen 


h-westfalischen Schwer- 


Zahl von bedeutenden und weniger bzdewtenden Vorgangen setzt 
sich das Bild einer Bewegung zusammen, die in der Tat die gegen- 
wirtige Entwieklung der deutschen Wirtschaft ganz entscheidend 


p 
haherrscht 

Die Zusammenschlubbzwagung war bis Milte die 
wiegend in horizontaler Richtung verlaufen, Dje Liste dêr jüngsten 
Zusammenschlüsse Int deutlich erkeunen, daB sich diese Tendenz 
seither (aBt nach verstarkt hat, Auf der ganzen Linie ist der horizan 
tale Konzern au die Stelle des vertikalen getreten, sei es, daß in der 
Inflatlonszeit geschaffene  Vertikalkonzerne wieder auseinander 
brachen, sei es, daß sich b:stehende Konzerne mit vertikalem Auf- 


ts Jahres vor- 


bau uun auch horizontal zusanımenschleßen, um ihre Betriebe gleich- 
artiger Produktionsstufen einheitlich zu tiitren. 
nischen und orga 
tlonalsi 
der 


Die modernen tech- 
satorischen M=thaden, mittels deren man zur Ra 
erung zu gelungen sucht, lassen sich welt wirksamer im Rahmen 
einheitlichen Zusammenfassung gleichartiger Unternehmungen 
Anwendung bringen, Das gilt vor allem für ein Mittel der Ratio 
allsierung, das die gegenwartige Zeit der Umstellung und des Niu- 
aufbaues b>sonders kennzeichnet, die Vereinigung der Produktion 
apf die am ratiunellsten arbeitenden A en unter teilwelser ader 
völliger Ausschaltung anderer Anlageteile, Wie die Dinge fiit die 
deutsche Industriewirtschaft in ihrer Gzsamthert liegen, sst ein solches 
Anfangsopfer nicht scheuendes Vorgehen am hesten dazu geeignet, 
die Anpassung der Produktion an die Ahratzmarkte und nut die Daue 


auch die distmögliche Gestaltung der Produktionskosten her 
zuführen. 
Was die außeren Formen betrifft, in denen sich die Zusamınen- 


schliisse vollziehen, so hat sich die schon seit dem vorigen Jahre stark 
hervortretendle Bevorzugung der Fusion anstelie der Interessenge- 
meinschaft nach weiter durchgesetzt. Erst die wirtschaftliche und 
rechtliche Verschmelzung zu einem neuen Einheitsunteruehmen macht 
in vollen Maße die Bahn frei für die produktionstechnischen und ver- 
waltungsmaßigen Maßnahmen, deren Durchführung erforderlich ist, 
um die Ziefe der Ratlonalisierung wirklich zu erreichen. Diese Maß- 
nahmen sind vielfach so radikal, daß sie sich im der losen Interessen- 
gemeinschaft oder innerhalb emes Kunzerurahmens nnr schwer durch- 
führen lassen, Dagegen schaflt die Fusion mut der restlosen kauf- 
mannischen und technischen Zusammenfassung in dieser Richtung 
alle winschenswerten Moglichkeiten. Unter dem Druck des ver- 
schärften Kunkurrenzkampfes ist so in gewissem Umfange die Zu- 
sammenschlußbewegung zur Vertrustungsbewegung geworden. Sie 
verdankt in keiner Weise finauzspekulativen Interessen ihr Eut- 
stehen, sondern allein die b2triebswirtschaftlichen Ideen geban den 
Ausschlag. Natürlich schließt das nicht aus, dad auch Erwagungen 
finanzieller Natur, Kapitalerköhtiugen oder Starkung der Betriehs- 
mittel durch Anfnahme größerer Anleihen nach erfolgtem Zusammen- 
schlnß zu ihrem Rechte kommen. 

Unter*den obwaltenden Verhaltaissen schafft die trustmaßige 
Zusammenfassung für wichtige G>bieie der Erzeugung von Grund- 
staffen wie von Fertigfab:ikaten erst die Moglichkeit wirklich ratio- 
nellen Arbsitens Von dem Varleil, unrationell arb:itende Anlagen 
ganz ausschalten zu kannen, war bereits die Rede. An weiteren Var- 
teilen seien kurz aufgeführt Verkleinerte Lagerhaltung, B:schleuni- 
gung des Produktionsganges, Vereinfachung des Produktionsprogranıms, 
Üsbergang zur Serienfabrik»tion, Verteilung der Aufträge auf die ver- 
schiedenen Werksanlagen unter Berücksichtigung ihrer Standorts- 
bedingungen für Rahstuffversorging und Absatz, dadurch wieder 
Ersparnis an Frachtkosten und vollere Ausnutzung der besten Pro- 
duktionsanlagen, Anpassen der Produktionsmenge an die Marktlage, 
Verbilligung der Verwaltung, Vereinfachung des Verkaufsapparates. 
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Dieser großen Reihe von Vorteilen, deren Zahl sich noch ver- 
mehren ließe und die nicht nur privatwirtschaftlicher Natur sind, 
sondern ebenso sehr auch der Gssamtwirtschaft zugute kommen, steht 
das von der öffentlichen Kritik haufig hervorgebrachte Bedenken 
über, daß sıch aus der Konzentration der wirtschaftlichen Krafte 
{ manchen Gebieten eine monopolartige Stellung auf dem Markt 
ergebe. Zweifellos ist diese Moglichkeit vorhanden. Man sullte dem- 
gegenüber aher die Wirkungen des Wettbewerbs nieht zu gering ein- 
schalzen. Führt die unbillige Ausnutzung eiser Monopolstellung zu 

erhaltnismäßig großen Gewinnen und zu überteuerten Preisen, 
so Jaßt erfahrtingsgemaß das Entstehen einer Koukurrenz nicht lange 
auf sich warten, die die Bresche in die Monopolmauer schlagt, Bisher 
hat die wnlassende Trusthildung keine Preissteigerungen ausgelöst, 
Die Entscheidung übar die Preisbildung der wichtigsten Grundstoffe, 
Kohle, Eisen, Kali usw., ist zudem deni einzelnen 'Großkonzern ent- 
zogen, da sie in Handen der Kartelle liegt Umgekehrt kann auch 
das Ergebnis der Zusammenschlusse nicht Preissteigerung, soudern 
gerade Preisermaßigung auf Grund der erreichten Verbilligung der 
Produktionskosten sein. In dieser B>zichung bietet ein Beispiel der 
neue Linoleumtrust, dessen Verwaltung die Erweiterung des in- und 
auslandischen Absatzes «durch Preisherabselzung ausdrücklich als be- 
sunderes Ziel des Zusammenschlusses b2zeichnet hat. 


Auch das Zustandekommen einer ganzen Reihe neuer Kartelle 
verschiedenster Art b2zeugt, wie unter dem Druck der wirtschaft- 
lichen Schwierigkeiten der Verstandigungswille innerhalb der deutschen 
Wirtschaft w.itergewachsen is Nzuerdings macht sich unter dem 
Einfluß technischer, Fortschritte das Bestreben geltend, innerhalb 
b:reits syadizierter Gewerb> die G’winuung gewisser Nabenerzeug- 
noch bzsonders zusammenzufassen. Der wichtigste Vorgang aui 
Gebiet ist zweifellos das gemeinsame Vorgehen der Ruhr- 
hiezechen, das sa®ben in G:stalt der Aktiengesellschaft für Kahle- 
verwertung. Form gewonnen hat. An der Neugründung, die zunachst 
mit einem Kapital van 25 Millionen Rmk. ausgestattet ist, haben sich 
bereits 630, aller Mitglieder des Rheinisch-Wegtfälischen Komen- 
syndikats b>teiligt, 


Die Konjunktur in Deutschland. 


Die B>sserung der Wirtschaftslage hat in der Brrichtsperlode 
weitere Fortschritte gemacht. Die Erhöhung der G’samteinnahmen 
für die Erwerbslosenfürsorgen in vielen Distrikten gestatten ebenso 
wie die Arhsiter-Neueinstellungen den Rückschluß, daß trotz einer 
gewissen Sattigung der Schwerindustrie mit Arbeitskräften die Kun- 
Junkturkurve Immer noch nach oben neigt. Die Besserung der Ar- 
beitsmarktlage wird nunmehr vorherrschend durch die Verbrauchs- 
güter-Industrie herbzigeführt, so spszlell durch die Textilindustrie, 
die anscheinend "erhebliche Werhnachtsb2stellungen erhalten hat, 
Immerhin wird man bei der Bzurteilung der G2samksituatlon nicht ver- 
gessen dürfen, daß augenblicklich noch über 1,3 Millionen Haupt- 
unterstätzungsempfanger ia Deutschland gezahlt werden und daß die 
Verschlechterung der Bautaligkeit neuerdiugs weitere Fortschritte 
gemacht hat. Der Arbzitsindex ging In der Zeit vom 18. Oktober von 
15.25 auf 18.04 herauf, 

Der Vorsitzende der Nürdwestdeutschen Gruppe des Vereins 
Dautscher Eisen- und Stahlindustrieller hat in der verlassenen Wache 
I4Blich der Obarhausener Tagung mit Recht auf die Gefahr hinge- 
wiesen, daß eine zu optimistische Beurlejlung der heimischen Wirt- 
schaftslage allımahlıch Platz greift. Andererseits werden die Wirt- 
schaftsfuhrer zweifellos nicht auf den gesunden Optimismus verzichten 
wallen, der kaufanregend wirkt. Daß die Verhaltnisse in der Wirtschaft 
heute wesentlich b2sser liegen als im November des Vorjahres, mag 
aus der Tatsache hervorgehen, daß tägliches G:ld im Novemher 1925 
durchschnittlich mit 33, notierte, im November dieses Jahres mit 
4.79%, Nach güsstiger entwickelten sich die Monatsgeld-Zinssatze, 
denn am Birliner Platz war cin Rückgang von 10.57 auf 6.12%, zu ver- 
zeichnen. Die solange erwartete Verbilligung des langfristigen Anlage- 
kredits hat sich offensichtlich an der Börse hereits vollzogen. Die 
Zentralisierung der kurzfristigen Grlder durch Ausgabe van Sola- 
Wechsel der Golddiskuntbank wird im nächsten Jahr sehr wahrschein- 
lich die überflü en kurzfristigen Gelder aufsaugen und der Industrie 
und der Landwirtschaft zuführen konnen, Wenn also vør übartriebenem 
Optimismus gewarnt wird, sa ist auf des anderen Seite zweifellus einem 
übertriebenen Pessimismus gleich scharl entgegenzutreten. Die un- 
günstigen Wirkungen der B:ilegung des englischen Kohlenstreiks 
werden für die heimische Wirtschaft außerdem durch eine Ver- 
schlechterung der franzosischen Kunjunktur kampensiert, deren Aus- 
maß hzute noch micht zu übzrsehen ist. 


Die Preisentwicklung an den Warenmarkten gestaltete sich in 
der verflossenen Woche wieder sehr uneinheitlich. Sn stieg ım der Zeit 
vom 27. Novemher bis 4. Dezember prompter Roggen von 23] - auf 
232,50, Dezember-Ware sogar van 242.50 auf 246.75. Weizen ging in 
der gleichen Zeit von 274,50 aut 272,50 für prompte Ware zuräck, 
wahrend Dzzermber-Lieferung unverandert mit 291.50 nabiert wurde. 
Die unterschiedliche Preisentwicklung wat vorlierrschend auf cine 
plötzlich auffretende Nachfrage für Roggen und auf eine Schwäche 
für Weizen au den Auslandsmärkten zurückzuführen. Hafer stieg 
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van 179.50 aut 181,50, wahrend Wintergerste ınverandert mit 195,50 
gehandelt wurde. Die Aufwartsbewegimg am Zuckermarkt hat auch 
in der letzten Woche weitere Fortschritte gemacht. 
Mörz-Lieferung stieg in der Berichtsperiode von 3 
Auch das Ausland setzte seine Preise für Zucker lei 
schuk hatte in- der vertlossenen Woche die stark 
kungen aufzuweisen. Die Natierung fie] von 1:0 auf 
infolge der Bildımg einer amerikanischen Konsumenten- Einkanfs- 
Vereinigung. 

Am Textilmarkt notierte Banınwolle aufs neue erheblich schwacher 
American Middliug ging am Neiiyorker Markt in der Zeit vom 27. No- 
vember bis 4. Dezember von 13.05 auf 12.15 Cents für prompt zurück 
Dezemher-Liefeiung fiel vom 12,58 auf 11.67 Cts. Es ist heute noch 
vollstandig ungewiß, weiche Richtung die Baumwollpreise demnächst 
einschlagen werden. Die Londoner Wollauklionen verkehrten in der 
letzten Woche recht lebhaft, die Preise waren gehalten, Als Haupt- 
kaufer traten Deutschland und England auf. Man wird abwarten 
miissen, welchen Einfluß die französischen Absatzstockungen auf deu 
Wollmarkt ausuben werden. Die französischen Seidenpreise sind in- 
folge der erheblichen fortgesetzten Franksteigerungen auch in der ver- 
flossenen Woche erheblich zurückgegangen. Grege Italie 13/15 extra 
fiel von 425 auf 405 Frs. Uber den Seidenabsatz wird stark geklagt 
Kunstseıde notierte demgegenüber in Mailand für 140/165 Deunier 
unvefandert mit 52 Lire. Der deutsche Metallmarkt tendierte auis 
neue schwächer. Kupfer ging angesichts der Sprengung des Welt- 
Kupfer-Syndikals von 132,35 aut 130.55 zurück; Zinn Tiel von 631, 
auf 625. . Blel von 58.10 auf 57.10, während Zink unverandert mit 
67.50 Rmk. am Berliner Markt umging. 

Im übrigen notierten die wichtigsten Waren- und Rohstoffpreise 
im Auslande im Gegensatz zu den deutschen in folgender Hohe : 
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Li er 206 3.16 
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Gummi P, $. C. a 171% 
Wolle 56's 31 31 
Middlcsbatuugh: Rohesen 1206 1206 
Newcastle: Kahle „ Pe 226 22 
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rzeit die Fortbildungsschule hesuchen. lediglich Indust 
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ese bis zur Vollendung des 18. Lebens, 
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